
Auf der ÖGB-Homepage 
wird die Zeit herunter 
gezählt, bis von der Re-
gierung eine Lohnsteu-
erreform erwartet wird. 
Glauben die ÖGB-Spit-
zen tatsächlich, dass die 
Regierung die Forderun-
gen der Gewerkschaft er-
füllt? Das „Nein“ der ÖVP 
ist bekannt und auch die 
SPÖ bleibt zum ÖGB-
Modell auf Distanz. Man 
muss kein Hellseher sein, 
um zu wissen: jene For-
derungen, für die fast 
900.000 Menschen un-
terschrieben haben, wer-
den von der Regierung 
nicht umgesetzt. Nicht 
mal ansatzweise – bricht 
doch die Wirtschaft gera-

de wieder ein, ist also er-
höhter „Sparbedarf“.

Die ÖGB-Pläne sind oh-
nehin nur ein Teil dessen, 
was nötig wäre, um et-
was mehr Gerechtigkeit 
ins Steuersystem zu brin-
gen (siehe Seite 2). In den 

letzten Jahrzehnten geht 
die Umverteilung v.a. in 
eine Richtung: von unten 
nach oben!

Die Gewerkschaft hat da-
bei viel zu lange zuge-
sehen, teils nur halb-
herzig Widerstand or-
ganisiert, teils sogar bei 
den Angriffen mitge-
macht. Die Lohnsteuer-
kampagne des ÖGB zeigt, 
dass es an der Basis bro-
delt und die Führung ge-
zwungen ist, endlich et-
was zu tun. Hier müssen 
wir den Druck erhöhen, 
uns die Gewerkschaften 
als Kampforganisationen 
zurückerobern. Denn 
Unterschriften und ei-

ne Versammlung von v.a. 
freigestellten Betriebs-
rätInnen und Gewerk-
schaftsfunktionärInnen 
reichen nicht. Das kann 
die Regierung aussitzen.

Wir brauchen einen 
Aktionsplan, um diese 

(und weitere) Forderun-
gen umzusetzen. Begin-
nend bei Betriebs- und 
Dienststel lenversamm-
lungen sowie Versamm-
lungen von Basismitglie-
dern der Gewerkschaften, 
wo in demokratischen 
Diskussionen Alle über 
die nächsten Kampf-
schritte entscheiden. 

Dann braucht es einen 
österreichweiten Akti-
onstag: Wenn Hundert-
tausende auf der Straße 
sind, dann sieht die Re-

gierung, dass sie einen 
ernsthaften Gegner hat. 
Nämlich eine Organisa-
tion, die als nächste Es-
kalationsstufe Proteste 
bis hin zu Streiks vorbe-
reitet. Nicht, weil wir so 
gerne kämpfen, sondern 
weil wir nicht mehr län-
ger bereit sind, nur lieb 

„Bitte, bitte“ zu sagen und 
uns die Kürzungen ein-
fach nicht mehr leisten 
können. Weil: Geschenkt 
wird uns nix!	  
		  Sonja Grusch

Die SLP fordert: 

FF Schluss mit dem 
Kuschelkurs des ÖGB!

FF Für kämpferische 
und demokratische 
Gewerkschaften!

FF Österreichweiter 
Aktionstag zur Durch-
setzung einer Steuer 
reform zugunsten 
der Beschäftigten! 

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Wie lange will die Gewerkschaft 
noch warten? Von selbst werden 
die Reichen nichts hergeben!

Grundsätze der SLP-Steuerpolitik
Das Steuerthema beschäftigt nicht nur die Koalition. 
Die ÖGB-Lohnsteuerkampagne bezeugt das Inter-
esse Hunderttausender. Steuerpolitik bedeutet Um-
verteilung. Der Trend: Einnahmen aus Gewinn und 
Vermögen sinken. Lohnabhängige zahlen einen 
immer größeren Teil der Zeche. Wir präsentieren 
sozialistische Steuer-Pläne gegen die herrschenden 
Ungerechtigkeiten.	 Seite 2

Generalstreik in Belgien
Die neue belgische Regierung war kaum gebil-
det, schon formierte sich Widerstand gegen ihre 
Schock-Kürzungspolitik. Auf Basis eines Aktions-
planes der Gewerkschaften gipfelte der Protest vor-
erst in einem massiven Generalstreik am 15. De-
zember. Das ist ein Vorgeschmack darauf, was auch 

„ruhigeren“ Ländern wie Österreich mit fortschrei-
tender Krise bevorstehen kann.                        Seite 12

Schwerpunkt
Es sieht aus, als wären Krieg 
und reaktionäre Kräfte 
im Vormarsch. Doch tat-
sächlich nehmen auch 
Klassenkämpfe, Protes-
te und Aufstände gegen 
die herrschende Unge-
rechtigkeit zu.    Seiten 7-10
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von Sonja Grusch� Hollande und 
Rajoy hatten nicht den Fin-
ger am Abzug in der Redakti-
on des Charlie Hebdo. Merkel 
und Netanjahu haben nicht in 
einem koscherem Supermarkt 
um sich geschossen. Auch Fa-
ymann, Mitterlehner und Hofer 

(FPÖ) waren beim Blutbad nicht dabei. Die unmit-
telbare Verantwortung für die grausame Tat liegt bei 
den Attentätern. Doch der politischen Verantwor-
tung können sich diese PolitikerInnen nicht entzie-
hen. Jahrzehnte der rassistischen Politik, gepaart mit 
sozialem Kahlschlag, der einer ganzen Generation die 
Lebensgrundlage zu entziehen droht: Das ist die Basis, 
aus der religiöser Fundamentalismus rekrutiert.

Und während sie vor der Kamera Solidarität mit den 
Opfern heucheln, machen sie mit eben jener Politik 
weiter. Und treten just jene Werte, die sie zu vertei-
digen vorgeben, mit Füßen. Es geht um Meinungs-
freiheit? In Spanien wird ein Satiriker angeklagt, der 
die Regierungspartei wegen ihrer Korruptionsskan-
dale aufs Korn nahm. In Österreich wird unter dem 
Vorwand der Terrorbekämpfung ein Sieben-Meilen-
Schritt zur Totalüberwachung geplant. Während bei 
den Mitteln für Arbeitslose gekürzt wird, will das In-
nenministerium „einen dreistelligen Millionenbe-
trag“ in die Aufrüstung investieren.
Schaffen Überwachung und Aufrüstung mehr Si-
cherheit? Für die Herrschenden zweifellos, da sie sich 
dann gegen kommende Proteste besser verteidigen 
können. Doch echte Sicherheit ist nur soziale Sicher-
heit, die religiösem Fundamentalismus und Rechts-
extremismus die soziale Basis entzieht. Doch die Re-
gierungen zerschlagen die soziale Sicherheit ganz im 
Sinne kapitalistischer Logik weiter. Kein Wunder al-
so, dass sie, während Millionen in ehrlicher Wut der 
Toten gedachten und auch gegen Rassismus demonst-
rierten, allein in einer Pariser Nebenstraße für ihr Fo-
to posierten.

„Indirekte“ Steuern umfas-
sen Umsatz- bzw. Mehr-
wertsteuer, sowie Tabak-, 
Alkohol- und Mineralöl-
steuern. Sie wirken unab-
hängig von Einkommen 
und Vermögen. Somit ist 
die Belastung für Men-
schen mit niedrigen Löh-
nen bzw. Gehältern rela-
tiv zigfach höher als für 
Superreiche. Diese unso-
zialen Verbrauchssteu-
ern fressen einen großen 
Teil des Einkommens auf. 
Indirekte Steuern erhö-
hen so die Armutsgefähr-

dung. Der Anteil der indi-
rekten Steuern am gesam-
ten Steueraufkommen ist 
in Österreich viel höher als 
im EU-Durchschnitt und 
fast doppelt so hoch wie 
in den USA. Um das Steu-
ersystem vom Kopf auf die 
Füße zu stellen, sind wir 
für eine Streichung sämt-
licher indirekter Steuern. 
Die damit einhergehende 
Verschiebung zu direkten 
Steuern ermöglicht mehr 
soziale Staffelung und ech-
te Umverteilung von oben 
nach unten.

Indirekte Steuern sollten 
direkt abgeschafft werden!

Was tun, wenn das Kapital 
die Fliege machen will?

Denn sie wissen nicht,
was sie tun. Oder doch?
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In Steuerdebatten wird 
schnell mit „Kapitalflucht“ 
gedroht. Wenn antikapita-
listische oder ArbeiterIn-
nen-Parteien durch Mas-
senproteste an die Regie-
rungsmacht gespült wer-
den, können sie z.B. mittels 
staatlicher Außenhandels-
Monopole Kapitalflucht 
einschränken. Noch wich-
tiger ist die Mobilisierung 
der betroffenen ArbeiterIn-
nen. Eine Verlagerung von 
Betrieben kann durch Be-
setzung, Übernahme durch 
die Beschäftigten unter de-

ren demokratischer Kont-
rolle und Verwaltung, oder 
durch Enteignung verhin-
dert werden. Bank-Konten 
ab einem gewissen Betrag 
sind einzufrieren. Deshalb 
fordern wir die Verstaatli-
chung des Bankensektors. 
Vervollständigt wird das 
Arsenal der ArbeiterInnen-
Bewegung durch die Inter-
nationalisierung ihrer Po-
litik. Agieren verbündete 
Kräfte in allen betroffenen 
Ländern solidarisch, wird 
Kapitalflucht bedeutungs-
los.

Die Differenzen zwischen 
ÖVP und SPÖ spiegeln die 
verschiedenen Teile des Ka-
pitals wider. Bundespräsi-
dent Fischer besiegelte mit 

dem Wort „Vermögenszu-
wachssteuer“ die Abkehr 
der SPÖ von einer ech-
ten Vermögenssteuer. An-
dererseits ist weitsichtige-
ren StrategInnen klar, dass 
man ohne einer Steuersen-
kung für Beschäftigte eine 
Zunahme an sozialer „Ver-
drossenheit“ (© Fischer) 
riskiert. Doch selbst der 
ursprüngliche SPÖ-Plan 
würde nichts Wesentliches 
an der massiven Schieflage 

des österreichischen Steu-
ersystems ändern.

Steuern auf Gewinn und 
Vermögen sind sehr nied-
rig und teilweise vollstän-

dig umgehbar. Der Anteil 
der unsozialen Massen-
steuern ist extrem hoch, 
und die Lohnsteuer befin-
det sich im Steigflug. Die 
Eckpunkte unserer Steu-
erpläne: Wiedereinfüh-
rung (+ starke Progressi-
on) von Vermögens-, Erb-
schafts- und Schenkungs-
steuer, die Aufhebung von 
eigennützigen Privatstif-
tungen und ein Ende der 
Gruppenbesteuerung zur 

Umgehung der Gewinn-
besteuerung von AGs und 
GmbHs. Die Einkommens-
steuer hat für alle Kapital-
einkommen zu gelten. Mas-
sensteuern sind abzuschaf-
fen, die Negativsteuer für 
geringe Einkommen ist zu 
erhöhen. In jedem Fall kön-
nen nur Mobilisierungen 
von Lohnabhängigen solche 
Veränderungen bewirken.

Bei alldem dürfen wir jedoch 
nicht vergessen: Steuern 
sorgen dafür, dass der Staat 
Einnahmen hat. Was er da-
mit tut, ist ein eigenes The-
ma. Dementsprechend hat 
selbst die beste sozialisti-
sche Steuerpolitik im Kapi-
talismus ihre Grenzen. Die 
Abschaffung von Ungleich-
heit gibt es nur mit der Ab-
schaffung des Kapitalis-
mus.		
		  Franz Neuhold

Steuerpolitische Kompromisse  
der Koalition werden die soziale 
Ungerechtigkeit beibehalten.
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Steuerreform ist Umverteilung!
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Die Wogen scheinen sich 
mittlerweile etwas geglät-
tet zu haben, aber Ende 
2014 waren recht schrille 
Töne aus den Regierungs-

parteien zu hören. Das Ge-
spenst vorgezogener Neu-
wahlen ging um, und in 
der FPÖ-Zentrale rieben 
sich Strache und Co. wohl 
schon grinsend die Hände. 
Immerhin weisen nahe-
zu sämtliche Umfragen der 
letzten Wochen die Blauen 
als Nummer Eins aus, wäh-
rend bei Neuwahlen eine 
parlamentarische Mehrheit 
für Rot-Schwarz alles an-
dere als sicher wäre.

Unabhängig vom tat-
sächlichen Wahltermin 
steht somit eine Regie-
rungsbeteiligung der FPÖ 
im Raum. Dass die ÖVP 

diesbezüglich wohl keinen 
Genierer kennen würde, 
braucht seit Schüssel/Hai-
der nicht extra erwähnt zu 
werden. Aber auch in der 
Sozialdemokratie werden 
immer öfter Stimmen laut, 
die eine Koalition mit der 
selbsternannten „sozialen 
Heimatpartei“ nicht mehr 
länger „prinzipiell aus-
schließen“ wollen.

Vor diesem Hintergrund 
erklärt sich auch, wes-

halb sich die FPÖ-Spit-
zen seit einiger Zeit gemä-
ßigter und staatstragender 
geben wollen, als sie sind. 
Strache selbst unterschei-

det mittlerweile (aber hal-
lo!) „explizit zwischen nor-
malen Muslimen und radi-
kalen Islamisten“, wie sich 
die bürgerliche „Presse am 
Sonntag“ vom 11.1. freut. Er 
passt damit in den „natio-
nalen Schulterschluss“ der 
Regierung „gegen den Ter-
ror“, wo man sich gemein-
sam für mehr Überwa-
chung stark macht, sozia-
le Hintergründe aber igno-
riert werden. Nichts ändert 

das an der stramm rechts-
rechten Ausrichtung der 
blauen Krawalltruppe: ras-
sistisch, sexistisch, autori-
tär. Die wahren Ursachen 
für das Elend des viel zitier-
ten „kleinen Mannes“ sind 
aber nicht „Migranten-
ströme“, „Genderwahn-
sinn“ oder „Islamisierung“ 
– sondern der profit-ori-
entierte Kapitalismus. Und 
der ist auch und gerade den 
Freiheitlichen heilig, Anti-
EU-Propaganda hin oder 
her.

Auf SPÖVP ist im Kampf 
gegen eine Regierungsbe-
teiligung von Strache und 
Co. jedenfalls kein Verlass. 
Dazu braucht es eine neue 
ArbeiterInnenpartei, in der 
die „kleinen Leute“ ihr Ge-
schick selbst in die Hand 
nehmen: demokratisch, 
solidarisch, sozialistisch.	
		  Alexander Svojtko

OrganisatorInnen und In-
itiatorInnen von „Pegi-
da“ sind keine „besorg-
ten Bürger“, sondern 
Rechtsextreme und 
Nazis. Der Vorkämpfer 
gegen „straffällige Aus-
länder“ Lutz Bachmann 
ist selbst mehrfach 
straffällig geworden 
und fällt durch auslän-
derfeindliche Hetze 
auf. Die Identitäre und 
Pro-NRW-Funktionä-
rin Melanie Dittmer or-
ganisierte den erfolglo-
sen Bonn-Ableger. Ob 
„es den Holocaust ge-
geben hat“ ist nach ih-
rer Aussage „unerheb-
lich“. Ihr Nachfolger ist 
Sebastian Nobile, Akti-
vist der „German De-
fence League“. Einige 
haben CDU- und FDP- 
bis hin zu NPD-Hinter-
grund. Und nein, nicht 
alle Mitmarschierenden 
sind Nazis. Es sind v.a. 
in der Krise zerriebene 
KleinbürgerInnen, die 
nur nach unten zu tre-
ten vermögen. Doch ei-
ne starke Mobilisierung 
bleibt bisher auf Dres-
den beschränkt; Auf-
märsche in anderen 
Städten blieben klein 
oder wurden von einer 
Überzahl Antifaschis-
tInnen verhindert. 

Unterstützung aus Ös-
terreich gab es von den 
Identitären sowie von 
der Burschenschaft 
„Bruna Sudetia“. Die 
Facebook-Fans der Ös-
terreich-Ableger sind 
großteils aus Deutsch-
land, Leute deren Pro-
file z.B. mit „Volks-
tod stoppen“ gestaltet 
sind. Weiters tummeln 
sich dort u.a. die Ams-
tettner FPÖ-Mandata-
rin Kashofer, der wegen 
Verhetzung verurteilte 
Ex-FPÖ-Abgeordnete 
„Königstiger“ Königs-
hofer, die Tiroler FPÖ-
Landtagsabgeordnete 
Schwaiger, sowie ver-
urteilte Wiederbetä-
tiger, Leute, die gerne 
„Mein Kampf“ lesen, 
zum Genozid auffor-
dern, Kommentare wie 
„ab in die Kammer“ 
abgeben etc. (Quel-
len: Heimat ohne Hass, 
stopptdierechten).               	
	                   Helga Schröder

Der rechte Rand

Im OECD-Vergleich ist Ös-
terreich eines von nur drei 
Ländern mit einer degres-
siven Einkommenssteuer. 
Ab einem Jahreseinkom-
men von 60.000.- sinkt 
die Belastung durch Steu-
ern und Abgaben wieder. 
Wer über 100.000.- pro 
Jahr kassiert, zahlt pro-
zentuell genausoviel Steu-
er und Abgaben wie einE 
Durchschnittsverdiene-
rIn. Doppelt dramatisch, 
da die Reallöhne in den 
letzten fünf Jahren jedes 
Jahr gesunken sind.

Arbeit wird mit durch-
schnittlich 41,5  % be-
steuert, im Vergleich da-
zu zahlen Unternehmen 
nur 25  % Körperschafts-
steuer. Doch dank Grup-
penbesteuerung sinkt 
diese weiter – im Schnitt 
werden nur 17  % bezahlt, 
bei Banken sogar nur 7 %. 
Wer angestellt ist, hat kei-
ne Möglichkeit zur Steu-
erhinterziehung, – ganz 
im Gegensatz zu Unter-
nehmen und Selbststän-
digen. Und die nutzen das 
auch.

Die 10 % der Haushalte mit 
den niedrigsten Einkom-
men zahlen 2  % Lohnsteu-
ern, 15  % Sozialversiche-
rung und 19 % Verbrauchs-
steuern (insgesamt 36  %). 
Im Gegensatz dazu wird 
Vermögen kaum besteu-
ert: 1993 hat ein SPÖ-Fi-
nanzminister die Vermö-
gensteuer und andere Rei-
chensteuern abgeschafft. 
Bei den extrem steuerscho-
nenden Stiftungen muss für 
entnommene Gewinne nur 
25  % Körperschaftssteuer 
bezahlt werden.

Beschäftigte zahlen mit 
Lohn- und Umsatzsteu-
er den Großteil der Steuern 
(67  %), Tendenz steigend. 
2000-13: Lohnsteuerein-
nahmen +  67  %, Gewinn-
steuereinnahmen +  43  % 
Aber: Löhne und Gehäl-
ter + 48%, Gewinne + 51 %. 
Nur magere 1,3 % des Steu-
eraufkommens kommen 
aus vermögensbezogenen 
Steuern (EU 15:  5,3 %). Für 
ein geschätztes Vermögen 
von 1.249 Milliarden Euro 
werden gerade mal 46 Mil-
lionen an Steuern bezahlt.

Österreich: Steuerparadies für Reiche

Mit dem vorläufigen Ende der Neuwahldebatte 
ist eine FPÖ-Regierungsbeteiligung 
noch nicht vom Tisch.

Spielt Strache bald Kanzler?
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Im Jänner 2015 liefen die 
Verhandlungen zum Kol-
lektivvertrag für die Be-
schäftigten im Sozi-
al- und Gesundheitsbe-
reich. Ein Ergebnis stand 
zum Redaktionsschluss 
noch nicht fest. Über die 
– dringend nötige – Er-
höhung der Löhne und 
Gehälter wurde erst gar 
nicht verhandelt. Schon 
2013 hatten sich Vertre-
terInnen der zuständigen 
Gewerkschaften (GPA-
DjP und VIDA) mit der 
Arbeitgeberorganisati-

on „Sozialwirtschaft Ös-
terreich - SWÖ“, auf eine 
„Erhöhung“ geeinigt. Mit 
knapp über 2 % bleibt der 
private Sozial-, Pflege- 
und Gesundheitsbereich 
weiter eine Niedriglohn-
branche. Frauen sind da-
von besonders betroffen, 
da sie häufiger Teilzeit ar-
beiten und wegen Betreu-
ungspflichten oft weni-
ger Möglichkeiten haben, 

in den etwas besser be-
zahlten Nacht- und Fei-
ertagsdiensten zu arbei-
ten. Auch deswegen wur-
den die Proteste für eine 
bessere Bezahlung gerade 
von Frauen getragen!

Vor und nach dem Niedri-
gabschluss gab es Unter-
schriftenaktionen, Kund-
gebungen und Demonst-
rationen. Nicht zuletzt von 
„Sozial aber nicht blöd“ 
und der SLP organisiert. 
Die Gewerkschaftsspitzen 
aber ignorierten die For-

derungen vieler Beschäf-
tigter und blieben dabei, 
nur über die Arbeitsbe-
dingungen zu verhandeln. 
„Sozial aber nicht blöd“ 
ist daher weiter aktiv. Ei-
ne wichtige Forderung ist 
die generelle Arbeitszeit-
verkürzung bei vollem 
Lohn bzw. Gehalt da Burn 
Out ein massives Problem 
ist. Dazu kommen zahl-
reiche Forderungen, die 

die KollegInnen in Pfle-
ge, Behindertenbetreu-
ung, Sozialarbeit etc. un-
mittelbar betreffen. Et-
wa die Aufhebung der 
zehn-Jahres-Grenze bei 
der Anrechnung der Vor-
dienstzeiten (was vor al-
lem älteren KollegInnen 
helfen würde). Auch zur 
Arbeitssituation in der 
Pflege gab es im Dezem-
ber und Jänner erfolgrei-

che Veranstaltungen und 
Aktionen. Denn wo die 
Gewerkschaftsführung 
faule Kompromisse ab-
schließt, schließen sich 
immer mehr KollegInnen 
„Sozial aber nicht blöd“ 
an. Weitere Aktionen sind 
geplant.

	 Michael Gehmacher

http://sozialabernichtbloed.
blogspot.co.at/

Aus Betrieb & Gewerkschaft
In den Dreißigern roll-
te eine Streikwelle über 
die USA, die mit dem 
konservativem Bild, 
das in Europa von den 
Vereinigten Staaten 
herrscht, nur schwer 
vereinbar ist. Die groß-
artigen Erfolge, die da-
bei errungen wurden, 
sind u.a. darauf zu-
rückzuführen, dass 
zu weiten Teilen Frau-
en und Männer, Weiße 
und Farbige, gemein-
sam und gleichberech-
tigt zusammen kämpf-
ten. Der bedeutends-
te Sieg in dieser Welle 
an Streiks startete Ende 
1936 bei General Motors 
(GM) in Flint, Michi-
gan. Die Arbeiter wa-
ren bis dahin aus Angst 
wegen der aggressiven 
Firmenpolitik von GM 
gewerkschaftlich bei-
nahe komplett unor-

ganisiert. Jedoch wur-
de, durch die Initiative 
und in geheimer Vorbe-
reitung durch die UAW 
(Automobi l gewe rk-
schaft), das Werk in 
Flint am 30.12.1936 be-
setzt. Die Arbeiter ver-
barrikadierten sich in 
der Fabrik und bewaff-
neten sich mit Werk-
zeugen, um vor An-
griffen der Polizei ge-
wappnet zu sein. Es 
wurden demokratisch 
Komitees gewählt die 
für den Arbeitskampf, 
aber auch Versorgung, 
Hygiene, Schulun-
gen, etc. zuständig wa-
ren. Am 11.1. versuchte 
schließlich die Polizei 
das Werk zu stürmen 
und schoss dabei auf 
Arbeiter. Jetzt mobili-
sierten sich die Frauen 
der Stadt und durch-
brachen mit Knüppeln 
bewaffnet die Polizei-
ketten. Die Polizei gab 
auf und kehrte an die-
sem Tag nicht mehr zu-
rück. Nachdem die Ar-
beiter gedroht hatten 
das Werk zu verwüs-
ten, gab die GM-Füh-
rung am 11.2. schließ-
lich auf und akzeptier-
te die Forderungen auf 
eine gewerkschaftliche 
Vertretung.	
                        Thomas Hauer

Frisch gekämpft, 
ist halb gewonnen!

Arbeitslosigkeit: 
Gewerkschaftlicher Kampf nötig 
Die offizielle Arbeitslosen-
quote stieg bis Ende De-
zember auf 11,6  % (inkl. 
Schulungen) der arbeits-
fähigen Bevölkerung; über 
460.000 Personen. Das ist 
deutlich mehr als 2008/09, 
dem angeblichen „Höhe-
punkt“ der Krise. Das zeigt 
nicht nur, dass Beteuerun-
gen der Regierung, man sei 

„gut durch die Krise gekom-
men“ und es gäbe eine „Er-
holung“ für viele Menschen 
eben nur das sind – Beteu-
erungen. Eine Erholung ist 
unter jetzigen Bedingungen 

nicht in Sicht: Die deutsche 
– und daran angeschlossen 
die österreichische – Wirt-
schaft stagnieren im bes-
ten Fall. Sämtliche Wirt-
schaftsforscherInnen gehen 
vom weiteren Anstieg der 
Arbeitslosigkeit aus.

Während die Unterneh-
merInnen auf Arbeits-
zeitflexibilisierung und 
Lohn(nebenkosten)sen-
kungen drängen, schafft 
die Regierung durch ih-
re Kürzungspolitik selbst 
noch mehr Arbeitslose. 
Der ÖGB hat keine ernst-

zunehmenden Vorschläge 
zur Senkung der Arbeits-
losigkeit. Doch das Gebot 
der Stunde wäre eine breit 
angelegte Kampagne (und 
zwar mehr als Unterschrif-
tenaktionen) für eine ech-
te Arbeitszeitverkürzung 
bei vollem Lohn- und Per-
sonalausgleich. Dies muss 
kombiniert sein mit ent-
schlossenem Widerstand 
gegen jede Kürzung, Fle-
xibilisierung und zur Ver-
teidigung aller bedrohten 
Kollektivverträge..	
		  Jan Rybak

„Sozial aber nicht blöd“ fordert 
eine spürbare Verbesserung 
bei den jeweiligen
Kollektivverträgen.

Unsozialer 
Sozialbereich
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Seit über einem Jahr schon 
versuchen Wirtschafts-
kammer und Regierung, 
die Ausdehnung der täg-
lichen Maximalarbeitszeit 

auf 12 Stunden durchzu-
bringen. Dass dies massi-
ve Verschlechterungen für 
Beschäftigte bringen wür-
de, ist klar. Seit gut einem 
halben Jahr gibt es auch in 
Salzburg regelmäßig Wi-
derstand dagegen.

Seit Oktober führt – auf 
Initiative der SLP – das 
Aktionsbündnis gegen 
den 12-Stunden-Tag Ak-
tionen durch. Regelmä-
ßig werden Unterschrif-
ten gesammelt. Eine Un-

terschriftenliste wird dem 
ÖGB übergeben. Zusätz-
lich sammeln wir Unter-
schriften von AK-Mit-
gliedern für einen Antrag 

an die Vollversammlung 
der AK-Salzburg im März. 
Diese wird u.a. aufgefor-
dert, „ebenfalls Protest-
maßnahmen dagegen zu 
organisieren bzw. zu un-
terstützen.“

Dies soll den Druck auf bei-
de Organisationen verstär-
ken, sich gegen die Ein-
führung eines 12-Stun-
den-Tages zu stellen. Vor 
allem aber sollen Beschäf-
tigte dadurch angespro-

chen und animiert wer-
den, gemeinsam mit uns 
Widerstand zu leisten. Bei 
den regelmäßigen Kund-
gebungen sind die Reakti-

onen durchaus positiv. Ei-
ne Pensionistin vor dem 
Interspar in Lehen meinte: 
"Ich bin seit 60 Jahren Ge-
werkschafterin und es ist 
ein Wahnsinn, was da ge-
rade passiert. Super, dass 
ihr da so kämpfts!" Ver-
ständnis für die Positi-
on von Wirtschaftskam-
mer und Regierung ist im 
Grunde nicht anzutref-
fen. Eine gute Basis also für 
weiteren Widerstand.		
		  Lukas Kastner

Hackln bis zum Umfallen?

Die SLP als treibende Kraft gegen 
den 12-Stunden-Tag in Salzburg.

Ein Jänner ganz im Zeichen 
des Antifaschismus! Denn 
das neue Jahr beginnt mit 
mehreren Bällen, die von 
Burschenschaften organi-
siert und zur Vernetzung 
der Rechten genutzt wer-
den. Doch immer mehr 
Menschen demonstrieren 
gegen die immer kleine-
ren Bälle der Rechten. So 
waren z.B in Linz  2.000 
Menschen gegen den Bur-
schenbundball auf der 
Straße. Die Stimmung 
war laut und kämpferisch. 
Verschiedenste Organi-
sationen haben sich dar-
an beteiligt, wie auch die 
SLP. Mit AktivistInnen aus 
Wien, Linz, Salzburg und 
Gmunden konnten wir ei-
nen großen Block stellen. 
Auch das VORWÄRTS und 
unsere Flugblätter kamen 
gut an.

Nach Linz gab es auch 
in Graz massive Protes-
te unter dem Motto „Fa-
sching statt Faschismus“ 
und in Wien wird gegen 
den „Akademikerball“ – 
der ehemalige WKR-Ball 
– mobilisiert. In der Hof-
burg vernetzen sich näm-
lich Rechtsextreme aus 
ganz Europa. Sie reprä-
sentieren eine frauen-
feindliche und reaktionä-
re Weltanschauung. Bur-
schenschaften stellen die 
Verbindung zwischen der 
FPÖ, anderen Rechtsex-
tremen und auch Neona-
zis her. Sie stehen für eine 
herrschende Elite und ih-
re Privilegien. Sie fordern 
Kürzungen und Sparpa-

kete für ArbeiterInnen, 
Arbeitslose und Jugendli-
che. Vorne dabei die FPÖ, 
die lieber gegen die Rei-
chensteuer als gegen Ar-
mut kämpft. Das ist na-
türlich keine Überra-
schung, da ihre Spitze zu 
den SpitzenverdienerIn-
nen Österreichs gehört.

Deshalb ist es umso wich-
tiger den Ball aufzuhalten. 
Der heurige Akademi-
kerball soll auch der letz-
te sein! Um das zu schaf-
fen, finden bereits seit ge-
raumer Zeit wöchentli-
che Aktionen statt. Trotz 
der eisigen Kälte gab es 
regelmäßig Kundgebun-
gen mit Zeitungsverkäu-
fen und Flyern in meh-
reren Sprachen, die auf 
die Gefahr des Balles hin-
wiesen. Die SLP organi-
siert einen Demozug aus 
der Brigittenau, dem so-
zial schwächsten Bezirk 
Wiens. Denn Rassismus 
und Nationalismus schaf-
fen keine Arbeitsplätze, 
freie Bildung und leist-
bare Wohnungen – da-
für brauchen wir eine so-
zialistische Alternative! 
Es sind die Jugendlichen, 
die Arbeitslosen, die Ge-
werkschafterInnen und 
die Beschäftigten, die den 
Ball verhindern können – 
wenn sie in Massen auf die 
Straße gehen, um zu ver-
hindern, dass die rech-
te Elite unser Geld ver-
prasst.	 Sedef Yavuz

Video unter www.youtube.
com/user/SocialistTube

¡No pasarán!

Nein zu Burschis 
auch in Graz
Am 17.1 fand in Graz der 
rechtsextreme Grazer 
Akademikerball statt. Die-
ses Jahr organisierte die 
Offensive gegen Rechts 
Steiermark das erste Mal 
eine größere Demonstra-
tion gegen den Ball. Cir-
ca 1000 DemonstrantIn-
nen gingen gegen Sexis-
mus, Nationalismus und 
Ausbeutung auf die Stra-
ße. Die SLP beteiligte sich 
an den Protesten und den 
anschließenden Blockaden 
mit einem kämpferischen 
und lautem Block. Zahl-

reiche VORWÄRTS wur-
den verkauft. Über 20 De-
monstrantInnen trugen 
sich in unsere Info-Listen 
ein, um mit der SLP aktiv 
zu werden. Bereits im Vor-
feld mobilisierte die SLP 
Graz mit täglichen Aktio-
nen für die Demonstration. 
So konnten wir nicht nur 
mit DemonstrantInnen, 
sondern auch mit Passan-
tInnen über die Notwen-
digkeit diskutieren, gegen 
Rassismus und Ausbeu-
tung auf die Straße zu ge-
hen.	 Nicolas Prettner

Termin des Monats

Im Februar 1934 erhoben sich die österreichischen Ar-
beiterInnen gegen den Austrofaschismus. Alleingelas-
sen von der Führung der Sozialdemokratie kämpften sie 
dennoch in vielen Städten des Landes. Wir veranstalten 
eine Stadtführung zu Orten des Kampfes in Wien Bri-
gittenau und Floridsdorf.
Freitag, 13.2.2015 um 1700  Uhr (pünktlich)
Treffpunkt: Wien 21, Floridsdorfer Bahnhof – in der Kas-
senhalle vor dem Anker

Stadtführung zum Februar 34
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Islamische Fundamentalis-
ten richteten im Jänner ein 
Blutbad in der Redaktion 
der französischen Satirezei-
tung Charlie Hebdo an. Die 
SatirikerInnen waren aber 

nicht jene, die für die Un-
terdrückung von Muslimen 
verantwortlich sind. Der 
Grund liegt in der systema-
tischen Diskriminierung 
von Muslimen durch den 
französischen Staat und 
das Kapital. Wären Charlie 
Hebdos Mohammed-Kari-
katuren nicht erschienen, 
hätte sich die aufgestau-
te Wut über die Unterdrü-
ckung mangels einer linken 

Alternative anders, aber 
nicht weniger blutig, entla-
den. Dafür werden Muslime 
nun unter noch mehr Re-
pression und Hetze leiden 
müssen.

Charlie Hebdo versteht 
sich als linke Zeitung. Der 
ermordete Chefredakteur 
„Charb“ illustrierte u.a. 
auch ein Buch des franzö-
sischen Marxisten Daniel 
Bensaid. Die Zeitung wur-
de von den Herrschenden 
unzählige Male wegen ih-
rer Kritik der herrschen-
den Politik und der etab-
lierten Religion angegriffen. 
Nun wird sie im Namen der 

„Meinungsfreiheit“ genau 
von jenen vereinnahmt, 
die sonst kein Problem mit 
Zensur haben. Am Beispiel 
des linken deutschen Sa-
tiremagazins Titanic: Seit 

1979 wurden 35 Ausgaben 
der Monatszeitschrift ver-
boten, zuletzt ließ der Papst 
2012 eine Ausgabe verbie-
ten!

Auch Satire ist Teil der Ge-
sellschaft und ihrer Kämp-
fe. Wenn Charlie Hebdo, Ti-
tanic & Co Ideologien und 
Institutionen der Herr-
schenden angreifen, stellen 
sie sich damit auf die Sei-

te jener, die unter diesem 
System leiden und dagegen 
ankämpfen. Wenn sie sich 
über ohnehin schon un-
terdrückte Schichten, wie 
Muslime, lustig machen, 
tragen sie damit zur Bei-
behaltung der Ungerech-
tigkeit bei oder verschär-
fen sie sogar. SozialistInnen 
haben die Veröffentlichung 
von Mohammed-Karika-
turen kritisiert – Nicht, weil 
sie prinzipiell der Meinung 
wären, Religion dürfe nicht 
kritisiert werden. Son-
dern weil diese Veröffentli-
chungen nicht im luftleeren 
Raum stattfinden, sondern 
in einem Klima der rassisti-
schen Hetze. Schon der so-
zialistische Satiriker Kurt 
Tucholsky wusste: „Eine 
Satire, die zur Zeichnung 
einer Kriegsanleihe auffor-
dert, ist keine.“

	 Sebastian Kugler
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Der Opernball. Superrei-
che verprassen unge-
niert Jahreseinkommen 
normaler ArbeiterInnen 
im ¾-Takt: Eine Rang-
loge im Zuschauerraum 
kostet ca. 40.000 €. Was 
soll's? Herr Lugner und 
sein gekaufter Super-
star begleiten unser Le-
ben nun mal wie die ge-
legentliche Durchfaller-
krankung.

Doch 2015 feiert das Be-
sitzbürgertum samt bu-
ckelndem Anhang seinen 
kulturellen Stillstand just 
am 12. Februar, dem Jah-
restag des BürgerInnen-
kriegs von 1934. Schon in 
der Zwischenkriegszeit 
war es der Ball des bür-
gerlich-kapitalistischen 
Staates und seiner Eli-
te. Ebendiese schlachtete 
im Jahr 1934 ArbeiterIn-
nen ab und zerstörte die 

letzten Reste demokra-
tischer Errungenschaf-
ten. Dem zuvorgegangen 
waren Massenarbeitslo-
sigkeit, halb-staatliche 
Terrorangriffe auf Kund-
gebungen, der Börsen-
krach 1929 und kurz da-
rauf der Zusammen-
bruch der Creditanstalt. 
Die TeilnehmerInnen des 
Opernballs 2015 haben 
genauso keine schlüs-
sigen Lösungen für die 
strukturelle Krise ihres 
Systems, gleich welcher 
Fraktion sie angehören. 
Demgegenüber gab es 
schon in den 1930ern ei-
ne Bewegung, die durch 
koordinierte Streikmaß-
nahmen das ganze Land 
in eine andere Richtung 
hätte führen können. Ein 
wesentlicher Teil der Be-
völkerung stand damals 
hinter der Idee einer so-
zialistischen Systemän-
derung. Doch die Spit-
zen der Sozialdemokra-
tie steckten schandvoll 
zurück und ermutigten 
so den Austrofaschismus 
(Nachfolgepartei: ÖVP) 
zum Entscheidungs-
schlag. Heute tanzt die 
SP-Spitze selbst am 
Opernball, während sie 
zum Bürgerkrieg auf 
die ÖVP-These der „ge-
teilten Schuld“ einge-
schwenkt ist.

Rote 
Seitenblicke 

Religion durch Yoga im Turnunterricht?
Eine steirische Mutter pro-
testierte gegen Yoga im 
Turnunterricht, die FPÖ 
stellte eine parlamenta-
rische Anfrage. Die Be-
schwerde der Mutter 
dürfte religiös (katho-
lisch) motiviert gewesen 
sein. Die FPÖ wollte wie-
der einmal das Abendland 
schützen. Die Scheinhei-
ligkeit ist offensichtlich. 
Aber welchen Raum soll 
Yoga, das eben auch nicht 
nur Sport ist, sondern 
auch religiöse Elemen-
te hat, an Schulen haben? 

Ziel des Projektes sollte ja 
Konzentrationsförderung, 
Entspannung und Förde-
rung der Gedächtnisleis-
tung sein. Yoga wird als 
Ausgleich zum hektischen 
Alltag immer beliebter. 
Es kann, wie auch ande-
re Entspannungstechni-
ken, SchülerInnen hel-
fen, „runterzukommen“. 
Doch warum werden Ju-
gendliche eigentlich im-
mer mehr unter Stress ge-
setzt? Warum fehlt es an 
Bewegungsmöglichkeiten 
in der Schule?

Und es gibt auch die 
„spirituelle“ Seite von Yo-
ga, die ihre Wurzeln im 
Hinduismus und Teilen 
des Buddhismus hat. Ziel 
ist die Suche nach Erleuch-
tung durch Meditation und 
Askese. Sich mit dem Sein 
zufrieden geben, nicht da-
gegen revoltieren, ein oft 
traditionell-reaktionäres 
Frauenbild – das sind die 
anderen Seiten von Yo-
ga. Und das hat an Schulen, 
wie jede andere Religion, 
nichts zu suchen. 

	 Laura Rafetseder

Die Herrschenden haben einen eigenen 
– ihren Bedürfnissen angepassten – 
Umgang mit der Pressefreiheit.

Satire 
zwischen 
unten 
und oben



Auf den ersten Blick er-
scheint die weltweite Si-
tuation katastrophal: Un-
terdrückung, Ausbeu-
tung, Hass und Zer-
störung scheinen sich 
auszubreiten. Mit der Uk-
raine ist Krieg auch Euro-
pa wieder sehr nahe ge-
kommen. Die imperia-
listischen Widersprüche 
zwischen EU, USA und 
Russland schüren die in-
ternationale Kriegsgefahr. 
Das Friedensprojekt „EU“ 

hat kein Problem mit der 
Unterstützung faschisti-
scher Kräfte und nationa-
listischer Unterdrückung 
durch die neue Regierung.

In Syrien und dem Irak 
ist der IS im Vormarsch. 
Barbarisch werden al-
le ermordet, die nicht in 
sein fundamentalistisches 
Weltbild passen. Der Ter-
ror vergrößert die ohne-
hin tiefe Spaltung zwi-

schen SunnitInnen, Schi-
itInnen, ChristInnen und 
JüdInnen.

In Europa trägt Armut 
und Perspektivlosigkeit 
zum Erstarken von rassis-
tischen und reaktionären 
Kräften bei. Tausende de-
monstrieren in Deutsch-
land mit der rassistischen 
Pegida, am Rande der De-
monstrationen kommt es 
zu gewalttätigen Angriffen 
auf Muslime/a. In Schwe-
den werden Moscheen mit 

Brandsätzen angegriffen. 
Nach dem brutalen An-
schlag islamischer Funda-
mentalisten auf ein fran-
zösisches Satiremagazin 
kommt es in Frankreich 
zu Anschlägen auf musli-
mische Einrichtungen.

Aber das Bild, das durch 
Medien und Politik er-
zeugt wird, ist immer auch 
Propaganda. Diese soll von 
all den Kämpfen und Pro-

testen, die sich gegen Ka-
pitalismus und Ungerech-
tigkeit richten, ablenken. 
Z.B. schreiben die deut-
schen Medien Pegida als 
Bürgerbewegung mit be-
rechtigten Ängsten schön. 
Die Proteste von Zehntau-
senden gegen die Spar- 
und Kürzungspolitik der 
EU in Frankfurt oder die 
Streiks der Lokführer hin-
gegen werden als gewalt-
tätig und ungerechtfertigt 
schlecht gemacht.

Die andere Seite: es gibt in 
immer mehr Ländern Ar-
beiterInnen, Arbeitslose 
und Jugendliche, die ge-
gen Rassismus, Ausbeu-
tung und immer schlech-
tere Zukunftsaussichten 
kämpfen. Darüber wird 
wenig oder verzerrt be-
richtet, um Vorbild und 
Nachahmung zu verhin-
dern. In den letzten Mo-
naten kam es in Belgi-

en und Italien zu Gene-
ralstreiks gegen die Kür-
zungspolitik. Auch der 
Norden Europas ist längst 
nicht mehr ruhig. Die 
schwedische Regierung 
kollabierte, und in Nor-
wegen findet am 28. Janu-
ar ein Generalstreik gegen 
die weitere Verschlech-
terung der Arbeitsbe-
dingungen statt. In Me-
xiko führte die Ermor-
dung linker Studierender 
zu Massenprotesten gegen 
die Drogenkartelle und 
den korrupten Staatsap-
parat.

Auch in Österreich kam 
es in letzter Zeit zu ei-
ner Zunahme an sozialen 
Kämpfen und Protesten: 
In Salzburg und Oberös-
terreich gab es Streiks im 
öffentlichen Dienst bzw. 
Gesundheitswesen. Bei 
KBA Mödling wehrten 
sich KollegInnen mit ei-
nem unbefristeten Streik 
gegen Stellenabbau. Fast 
900.000 unterschrie-
ben für eine Senkung der 
Lohnsteuer. Jeder Auf-
ruf der Gewerkschaft zur 
Aktivität wird aufgegrif-
fen.

Wir leben in bewegten 
Zeiten. Wir stehen am 
Anfang dieser Periode 
von Revolution und Kon-
terrevolution.

Dieser Schwerpunkt 
gibt einige der Analysen 
wider, die VertreterIn-
nen des Komitees für ei-
ne Arbeiterinneninter-
nationale (der internati-
onalen Organisation der 
SLP) bei einem internati-
onalen Treffen, mit Sozi-
alistInnen aus allen Kon-
tinenten, im Dezember 
2014 diskutiert haben. 

Er soll dabei helfen, ei-
nen klareren Blick auf 
die weltweite Situation 
zu liefern. Die Propagan-
da von bürgerlichen Poli-
tikern und Medien zeich-
net ein düsteres Bild – sie 
haben keine Antworten 
und wollen keinen Wi-
derstand. Wir aber wol-
len für u,nsere Zukunft 
kämpfen und an die zahl-
reichen internationalen 
Proteste anknüpfen, sie 
entwickeln und vereini-
gen um eine sozialistische 
Zukunft zu erreichen.

	 Christoph Glanninger

Die ruhigen Zeiten sind vorbei, 
der Widerstand nimmt weltweit zu!

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Eine turbulente 
Periode steht bevor
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Seit mehreren Jahrzehn-
ten gibt es weltweit einen 
Anstieg von Protesten ge-
gen „die da oben“ und die 
Auswirkungen der herr-
schenden Politik. In den 
letzten Jahren haben diese 
Proteste in Folge der welt-
weiten Kürzungspolitik 
massiv zugenommen:

FFVon 2006 auf 2013 hat 
sich die Anzahl der 
Proteste verdoppelt
FFBei der Mehrheit der 
Proteste geht es um 
die soziale Lage und 
die Rechte von Arbei-
terInnen, gefolgt von 
Demokratiefragen bzw. 
den Einfluss der Wirt-
schaft über die Politik, 
Proteste gegen den 
globalen Kapitalismus 
und seine Auswirkungen 
sowie solche für die 
Rechte einzelner Bevöl-
kerungsgruppen. Häufig 
kommen mehrere 
Themen zusammen.
FF 17 % aller Proteste 
richten sich gegen 
die Zerschlagung des 
Sozialstaats und Priva-
tisierung, bei 16 % geht 
es um Löhne und Jobs.
FF 13 % haben die 
Ungerechtigkeiten des 
Kapitalismus als Ziel
FFAufgrund der steigenden 
Lebensmittelpreise 
richten sich 6 % aller 
Proteste weltweit und 
mehr als 14 % in den 
ärmeren Ländern 
gegen die hohen 
Nahrungsmittelpreise. 
Diese waren auch 
einer der Auslöser des 
„Arabischen Frühlings“.
FF 18 % aller Proteste wollen 
nicht akzeptieren, 

dass die Interessen von 
Banken und Konzernen 
über jenen der Bevölke-
rung stehen, 37 % treten 
für globale Gerechtigkeit 
ein – es protestieren 
sowohl Menschen aus 
neokolonialen Staaten 
wie auch aus impe-
rialistischen Staaten. 
Das Verständnis, dass 
die ArbeiterInnen in 
armen und reichen 
Ländern gemeinsame, 
antikapitalistische 
Interessen haben, ist 
auf dem Vormarsch!
FFBei 26 % geht es um 
demokratische Fragen, 
in manchen Regionen 
Afrikas und Asiens 
sind diese Themen bei 
über 40 % der Proteste 
zentral. 12 % aller 
Proteste in Nordafrika 
und dem Nahen Osten 
sind für Frauenrechte 
– soviel zum Vorurteil 
der „rückständigen“ 
Moslems!
FFEinige der historisch 
größten Proteste fanden 
in den letzten Jahren 
statt, darunter knapp 40 
verschiedene, an denen 
jeweils eine Million 
Menschen oder mehr 
teilnahmen – darunter 
17 Millionen in Ägypten 
oder 100 Millionen beim 
Generalstreik in Indien 
2013, aber auch Streiks 
in Italien, Portugal 
oder Frankreich.
FFBemerkenswert ist, dass 
fast 40 % der Proteste 
ihre Ziele zumindest 
teilweise erreichten!

Quelle: World Protests 2006-
2013, Ebert-Stiftung

Die globale Krise des Ka-
pitalismus ist 2014 in ein 
neues Stadium eingetre-
ten. Die Eurokrise, die in 
Wirklichkeit niemals ver-
schwunden war, ist für 
alle sichtbar zurückge-
kehrt. Der Ölpreis bewegt 
sich im Zickzackkurs. 
Zwischen Russland und 

dem Westen entbrennt 
ein Wirtschaftskrieg mit 
globalen Rückwirkun-
gen. In den Schwellen-
ländern, insbesondere in 
China, dem Motor der ka-
pitalistischen Weltwirt-
schaft, gerät das Wachs-
tum ins Stocken. All jene 
Probleme, die der Kapita-
lismus schon bisher pro-
duzierte, wie Umweltzer-
störung, Hunger, Seuchen 
und Krieg, die Millionen 
Menschen töten bzw. zur 
Flucht zwingen – all das 
wird weiter zunehmen. 
Begleitet ist der ökonomi-
sche Verfall des Kapitalis-
mus immer öfter von ei-
ner Hinwendung zu auto-
ritären, polizeistaatlichen 
Methoden der Regierun-
gen, um mit Repression 
auf die schwindende Zu-
stimmung der Regierten 
zu antworten. Doch im-
mer häufiger sehen sich 
die Regierungen auch mit 
Widerstand konfrontiert.

Klar ist: Wir stehen am 
Beginn einer Zeit schwe-
rer Kämpfe und radika-
ler politischer Verände-

rungen. Das kapitalisti-
sche System steckt global 
in einer tiefen Krise, der 
tiefsten seit der großen 
Depression in den 1930er 
Jahren. Überall zeigt 
sich, dass das kapitalisti-
sche Wirtschaftssystem 
nicht das Wohlergehen 
der Menschheit zum Ziel 

hat, sondern das Erzielen 
maximalen Profits, auch 
wenn dafür Millionen lei-
den müssen. Niemals zeigt 
sich das deutlicher als in 
schweren Krisenzeiten, in 
denen der ruhige Gang der 
Bereicherung der Bosse 
stockt. Wenn wir die ak-
tuelle Weltkrise mit frü-
heren globalen Großkri-
sen des Kapitalismus wie 
1917-21 oder nach 1929/30 
vergleichen, sehen wir, 
dass solche schweren Kri-
senzeiten einerseits zu 
barbarischen Versuchen 
des Kapitals führen, seine 
wankende Herrschaft zu 
befestigen, andererseits 
aber auch zu wachsender 
Politisierung und Organi-
sierung der von ihnen nun 
verschärft Unterdrück-
ten und Ausgebeuteten. 
Phasen der Reaktion sind 
somit gleichzeitig auch 
Phasen der Revolution. 
Die ArbeiterInnenklasse 
kann es sich nicht leisten, 
stillzuhalten – wir leben 
in einer Periode von Re-
volution und Konterrevo-
lution.

In Europa wird das Schei-
tern des Euro immer of-
fensichtlicher. Das wirt-
schaftliche Schönwetter-
programm gerät in Zei-
ten der Krise zwingend an 
seine Grenzen. Während 
das deutsche Kapital (und 
im Schlepptau das Öster-
reichische) davon profitie-
ren, sind die sozialen Kos-
ten in Südeuropa enorm. 
Griechenland ist schon 
schwer ramponiert, an-
dere vom Spardiktat be-
troffene Länder wie Itali-
en, Spanien, Portugal und 
Irland folgen nach. Frank-
reich erreicht eine neue 
Rekordarbeitslosigkeit 
und die höchste Zahl von 
Unternehmensbankrotten 
seiner Geschichte.

Auch Österreich muss 
die höchste Arbeitslosig-
keit seit 60 Jahren ein-
gestehen, und sogar in 
Deutschland, dem Kern-
staat der europäischen 
Wirtschaftsordnung, ge-
rät das "Exportwunder" 
ins Schlingern. Der Euro 
erreicht den tiefsten Kurs 
seit knapp einem Jahr-
zehnt. Für die Eurozo-
ne droht Deflation. Die-
se ist ein Merkmal chro-
nischer Krisen wie der 
von 1873-96 oder der ab 
1929/30. Erste mündete in 
die Gründung der moder-
nen Kolonialimperien, um 
die Verluste durch globale 
Räuberei wettzumachen, 
zweitere wurde erst durch 
einen Weltkrieg gelöst. 
Überall leiden ArbeiterIn-
nen, Arme und Jugend-
liche unter den aggressi-
ven Angriffen des Kapi-
tals. Errungenschaften, 
die in 150 Jahren Arbei-
terInnenbewegung aufge-
baut werden konnten, wie 
ArbeiterInnenrechte oder 

Klassenkampf  reloaded 
Zahlen und Fakten:

Die sozialen und politischen 
Konflikte nehmen zu

Der Kapitalismus ist weltweit 
in einer seiner schwersten 
Existenzkrisen. Das ist 
auch eine große Chance.
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Im Kapitalismus kommt es immer wieder zu Kri-
sen. Bürgerliche Medien nennen es „vorübergehen-
der Tiefgang“, die Politik spricht von „Korrekturen“. 
Uns wollen sie weismachen, dass die Krisen auf Fehl-
entscheidungen und unvorhersehbaren Faktoren ba-
sieren. Als MarxistInnen wissen wir, dass kapitalisti-
sche Crashs keine „Unfälle“ sind, sondern ein unver-
meidbarer Bestandteil des Systems. Die Ursache sind 
die Grundwidersprüche dieses Systems:  Arbeit wird 
gesellschaftlich verrichtet, jedoch eignet sich nur eine 
kleine Spitze, die im Produktionsprozess selbst kei-
ne Rolle spielt, die erwirtschafteten Werte an. EinE 
ArbeiterIn kann Waren herstellen, produzieren, ver-
walten; dazu bedarf es keiner Bosse. Der/ die Kapi-
talistIn ist jedoch von den ArbeiterInnen abhängig, 
denn nur durch den Besitz an Konzernen werden kei-

ne Werte geschaffen. Das heißt im Klartext: Die Ka-
pitalistInnen sind auf die ArbeiterInnen angewie-
sen, müssen diese jedoch mit allen Mitteln ausbeuten 
und unterdrücken, um konkurrenzfähig zu bleiben. 
Logisch ist auch: ArbeiterInnen wollen möglichst we-
nig für viel Geld arbeiten, die KapitalistInnen sind da-
rauf angewiesen, dass genau das Gegenteil der Fall ist. 
„Wir sehen also, dass selbst, wenn wir innerhalb 
des Verhältnisses von Kapital und Lohnarbeit stehn-
bleiben, die Interessen des Kapitals und die Interes-
sen der Lohnarbeit sich schnurstracks gegenüber-
stehn.“- Karl Marx  (in „Lohnarbeit und Kapital“, 1849) 
Dadurch, dass die ArbeiterInnen nur einen Teil der 
von ihnen geschaffenen Werte als Lohn bzw. Ge-
halt, aber auch als Sozialleistungen, ausbezahlt be-
kommen, können sie auch nicht alle von ihnen her-
gestellten Waren kaufen. Es ist also kein ausgegliche-
ner Kreislauf von Produktion und Konsum, sondern 
es kommt zwangsweise zu Überproduktion. Durch 
technische Neuerungen werden immer mehr Ar-
beitsbereiche von Maschinen übernommen. Da je-
doch nur menschliche Arbeit neue Werte schaffen 
kann, sinkt die Profitrate der Konzerne immer wei-
ter. Weil das Kapital versucht, diesem Verfall entge-
gen zu wirken, nennt Marx das den „tendenziellen 
Fall der Profitrate“. Hinzu kommt noch, dass die Pro-
duktion zwar in den einzelnen Unternehmen, aber 
nicht gesamt geplant wird, hier also Chaos herrscht. 
Wie man es dreht und wendet, der Kapitalismus 
bringt Krisen am laufenden Band. Ob die staatli-
che Regulierung zunimmt oder nicht, die Wider-
sprüche lassen sich nicht wegreformieren. Es wer-
den nur Symptome bekämpft, nicht aber die Ur-
sache der Misere - der Kapitalismus selbst. Und 
selbst in der Krise werden die Reichen noch reicher! 
Es zeigt sich immer deutlicher: Der Kapitalismus ist 
nicht IN DER Krise, der Kapitalismus IST DIE Kri-
se. Lösungsvorschläge innerhalb der kapitalistischen 
Logik führen in Sackgassen, wie uns die Geschich-
te zeigt. Der wirtschaftliche Aufschwung der 1950er 
und 1960er war kein Normalzustand, sondern die 
Folge der Zerstörung im 2. Weltkrieg. Der Kapitalis-
mus bringt uns nichts als Krisen und Kriege. Um ei-
ne wirkliche Alternative zu schaffen, benötigt es den 
Sturz des Systems und das Erkämpfen einer klassen-
losen Gesellschaft. Es ist noch kein Sozialismus vom 
Himmel gefallen, daher braucht es aktiven Wider-
stand gegen den Kapitalismus, gegen Unterdrückung 
und Ausbeutung! 		                  Dominik Unter

Die Krise ist kein Unfall,
sondern System

Marx aktuell

Sozialleistungen, werden 
über Nacht vernichtet. 
Dieser ökonomische Nie-
dergang geht unweiger-
lich mit politischer Insta-
bilität einher. Auf immer 
schwächeren Füßen ste-
hende Regierungen finden 
berechtigterweise immer 
weniger Vertrauen in der 
Bevölkerung.

Doch immer stärker wächst 
auch der Widerstand. Seit 
den 1970er Jahren, aber 
v.a. in den letzten Jahren, 
nehmen weltweit die Pro-
teste und Massenbewe-
gungen zu. Die Stärke von 

Syriza in Griechenland 
und Podemos in Spanien 
zeigen eine neue Quali-
tät. In eben jenen Ländern 
wurden noch vor wenigen 
Jahren Organisationen in 
den Protesten abgelehnt, 
nun haben sie die stärks-
ten linken Parteien in Eu-
ropa. In Italien wächst 
der Widerstand gegen den 
Sparkurs des technokra-
tischen Brüsseler Befehls-
empfängers Renzi zu mas-
siven Klassenkämpfen. 

Die europäischen Ar-
beiterinnen stehen da-
bei nicht allein. In den 
USA mit ihren ungeheu-
er scharfen, immer weiter 
wachsenden Klassenge-
gensätzen breitet sich mit 
unserer Schwesterorgani-
sation Socialist Alternati-
ve gerade in rasanter Ge-
schwindigkeit die größte 
marxistische Organisati-
on aus, die es in Nordame-
rika seit dem frühen 20. 

Jahrhundert gegeben hat. 
Und deren vornehmlich 
proletarische Basis lässt es 
nicht bei der Theorie blei-
ben. Sie geht gleich zum 
Kampf über, wie gerade im 
kraftvollen Arbeitskampf 
der amerikanischen Fast 
Food-Arbeiterinnen oder 
bei den Massenprotesten 
gegen die rassistische Pra-
xis der amerikanischen 
Polizei und Justiz nach 
dem Mord in Ferguson.

Der Vormarsch des IS 
und des islamischen Fun-
damentalismus ist nur ei-
ne Seite – die andere sind 
die Massenbewegungen in 

Nordafrika und auch der 
Türkei. Die arabischen Re-
volutionen sind nicht vor-
bei, eine neue Welle ist 
wahrscheinlich. In Osteu-
ropa und auf dem Balkan 
spitzt sich die soziale Lage 
zu und es kommt immer 
wieder zu sozialen Protes-
ten. In Ländern wie Pakis-
tan, Indien, Malaysia, aber 
auch Russland sitzen die 
Herrschenden auf einem 
Pulverfass.

In China spitzen sich die 
sozialen Konflikte im Zuge 
des fiebrigen, dem Kollaps 
entgegen treibenden kapi-
talistischen Booms immer 
weiter zu. Die Massenpro-
teste in Hongkong gegen 
den bürokratischen, sich 
zum Hohn "sozialistisch" 
nennenden Pekinger Po-
lizeistaat zeigen, wie ge-
spannt die politische Lage 
ist. Auch im chinesischen 
Kernland ist es alles ande-
re als ruhig.

Auch in Südamerika ru-
mort es - an die heftigen 
Proteste anlässlich der im 
Land abgehaltenen Fuß-
ball-WM, für die tausen-
de Arme enteignet und 
vertrieben worden wa-
ren, wird sich noch je-
der erinnern. Dabei zeig-
te sich auch, dass gering-
fügige Anlässe – in diesem 
Fall eine Erhöhung der 
Buspreise – sich zu gro-
ßen Protestbewegungen 
entwickeln können, wenn 
die politischen und wirt-
schaftlichen Rahmenbe-
dingungen sich ausrei-
chend zugespitzt haben. 
Im seit 2001 von Krise und 
Kürzungen erschütter-
ten Argentinien konnte 
ein trotzkistisches Bünd-
nis weit über eine Million 
Stimmen erzielen und mit 
mehreren Abgeordneten 
ins Parlament einziehen, 
um auch dort den Kampf 
gegen die Sparmaßnah-
men zu führen.

Sicher - die nächsten Jah-
re werden schwer wer-
den und immer zuge-
spitztere Kämpfe sehen. 
Doch gleichzeitig wird 
die Unfähigkeit des Ka-
pitalismus immer sicht-
barer. Die Suche nach Al-
ternativen ist allgegen-
wärtig und auch die Be-
reitschaft „etwas zu tun“ 
ist gegeben. Notwendig 
ist der endgültigen Sturz 
des Kapitalismus und der 
Sieg der einzigen men-
schenwürdigen Alterna-
tive: Des Sozialismus, ei-
ner demokratischen Ge-
sellschaft, wo die Bedürf-
nisse der Menschen im 
Zentrum stehen. Werde 
Teil dieses Kampfes in den 
Reihen des CWI.

	 Fabian Lehr

Klassenkampf  reloaded 

Die globalen Kämpfe brauchen 
ein sozialistisches Programm.
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Das CWI ist mitten drin in einer neuen 
Phase von Klassenkämpfen

Weltweit stellen der Kapi-
talismus und seine Kri-
se die Menschheit vor eine 
Vielzahl von Problemen. 
Ohne eine radikale Ver-
änderung unseres Gesell-
schafts- und Wirtschafts-
systems können sie nicht 
gelöst werden. Solange 
der Kapitalismus und sei-
ne Profitinteressen herr-

schen, gehören Hunger, 
Ausbeutung, Elend, Krieg 
und Verfolgung dazu. Ge-
messen am Ausmaß der 
weltweiten Widersprüche 
ist Rosa Luxemburgs The-
se „Sozialismus oder Bar-
barei“ aktueller denn je.

Immer mehr Menschen 
wehren sich und leis-
ten Widerstand gegen das 
System, das Profite über 
Menschen stellt. Beson-
ders in den vergangen 
Jahren konnte ein Anstieg 
von Massenbewegungen, 
Revolten und sogar Revo-
lutionen beobachtet wer-
den. Nur die wenigsten 
aber haben ihre Ziele in 
vollem Umfang erreicht, 
geschweige denn den Ka-
pitalismus überwunden. 
Um nachhaltige Verän-
derungen zu erreichen, 
braucht es den „subjekti-
ven Faktor“, die revolutio-

näre Partei. Nur mit ihrer 
Hilfe können Erfahrun-
gen aus früheren Kämpfen 
genutzt, Kräfte gebündelt 
und der Bewegung Pro-
gramm und Perspektive 
gegeben werden. Eine re-
volutionäre Partei ist ein 
Instrument, um aus einer 
Revolte eine erfolgreiche 
Revolution zu machen, die 

in der Lage ist, den Rah-
men des Kapitalismus zu 
sprengen. Nur so kann 
Barbarei verhindert bzw. 
beendet werden.

Die SLP ist Teil des Ko-
mitees für eine Arbei-
terIn nen i nternationa-
le (KAI/CWI/CIT), wie 
auch Organisationen in 
über 45 Ländern auf al-
len bewohnten Konti-
nenten der Erde. Mitglie-
der des CWI sind über-
all Teil, häufig führen-
der Teil, von Bewegungen 
gegen Krieg, Ausbeu-
tung und Unterdrückung! 
Das CWI ist weltweit die 
einzige linke Kraft, die 
mit einer internationa-
listischen Perspektive die 
Notwendigkeit, eine re-
volutionäre Organisati-
on aufzubauen, mit der 
Notwendigkeit verbin-

det, neue sozialistische 
Massenparteien der Ar-
beiterInnenklasse aufzu-
bauen. Auch werden po-
litische Funktionen nicht 
für persönliche Berei-
cherung belegt, weil kein 
CWI-Mandatar mehr als 
ein Durchschnittsgehalt 
verdient. Das gilt auch 
für Paul Murphy, einen 

der drei Parlamentarie-
rInnen der Socialist Par-
ty in Irland. Als führen-
der Teil der Bewegung 
gegen die Wassersteu-
er demonstriert er, be-
teiligt sich an Blockaden 
und zerriss Ende Oktober 
2014 seinen Bescheid zur 
Zahlung der Wassersteu-
er vor laufender Kamera. 
In den USA, der Hochburg 
des Kapitalismus selbst, 
hat es Kshama Sawant ge-
schafft, als bekennende 
Sozialistin einen Demo-
kraten im Kampf um den 
Einzug in den Stadtrat 
von Seattle auszustechen. 
Dort konnte die Socialist 
Alternative gemeinsam 
mit der lokalen Bevölke-
rung den höchsten Min-
destlohn der Welt (15 Dol-
lar/Stunde) erkämpfen. 
Gemeinsam mit Vertre-
terInnen der Streikbewe-

gungen in den südafrika-
nischen Minen von 2012 
setzte die DSM die ers-
ten Schritte in Richtung 
Aufbau einer neuen Ar-
beiterInnenpartei. Durch 
die Entwicklungen in der 
größten Gewerkschaft des 
Landes, NUMSA, die eine 
Alternative zum ANC auf-
bauen will, gewinnt diese 

Entwicklung an Fahrt. In 
Deutschland kämpft die 
SAV für einen sozialisti-
schen Kurs in der Links-
partei. Mit Mitarbeit an 
der Streikzeitung, die im-
merhin in einer Auflage 
von 65.000 erschien, war 
sie ein zentraler Part der 
Solidaritätsbewegung für 
den GDL-Streik der Lok-
führer. In Britannien hat 
die Socialist Party schon 
vor Jahren das NSSN, ein 
bundesweites Netzwerk 
aus BetriebsrätInnen, ge-
gründet, das in den Ge-
werkschaften für Kampf-
maßnahmen mobilisiert. 
Die Massendemonstrati-
onen für dringend nötige 
Lohnerhöhungen mit über 
100.000 TeilnehmerIn-
nen im Oktober sind auch 
ein Ergebnis dieser Arbeit. 
Als Teil der „Trade Unio-
nist and Socialist Coaliti-

on“ (TUSC), die auch bei 
den kommenden Kom-
munalwahlen antritt, gibt 
es auch eine Alternative 
auf der politischen Ebe-
ne und damit ein Ange-
bot für die vielen Gewerk-
schafterInnen, die nichts 
mehr mit der neoliberalen 
Labour Party zu tun ha-
ben wollen. Die israelisch/
palästinensische Sektion 
Mavaak Socialisti war ein 
wichtiger Teil der Kam-
pagne für einen höheren 
Mindestlohn sowie für die 
gewerkschaftliche Orga-
nisierung von Betrieben, 
in denen sowohl jüdi-
sche als auch palästinen-
sische Beschäftigte arbei-
ten. Aber besonders auch 
in den Antikriegsbewe-
gungen geht das CWI mit 
sozialistischen Forderun-
gen und dem Verweis auf 
das Selbstbestimmungs-
recht der Völker in die Of-
fensive.

Auch in Österreich kämpft 
die Sozialistische Links-
Partei mit gesamter Ener-
gie gegen Rassismus, Se-
xismus, Sozialabbau und 
gesellschaftlichen Miss-
ständen. Auch wenn aus 
kapitalistischer Sicht 
die Zukunft keine rosi-
ge wird, für uns wird sie 
es. Aber nur wenn wir es 
schaffen die Zukunft für 
uns gewinnen!

	 Stefan Gredler

Auf allen Kontinenten ist die Arbeit des CWI 
sozialistisch und revolutionär.
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In der Wiener Stadthalle 
wird im Mai der alljähr-
liche Eurovision Song 
Contest stattfinden. Al-

les soll prunkvoll aus-
sehen, die Welt soll be-
geistert sein. Österreich 
darf sich nicht blamie-
ren, soll überbieten, was 
andere Gastgeberländer 
Jahre zuvor auf die Beine 
stellten. Dass dieser Spaß 
teuer wird, ist ja kein 
Geheimnis: Geschätzte 
25 Millionen Euro wer-
den dafür aus dem Fens-
ter geworfen. Finanziert 

wird das Ganze zum Ei-
nen vom ORF und zum 
Anderen muss die Gast-
geberstadt einen Anteil 

bezahlen. Eines ist somit 
klar: Es „muss“ an ande-
ren Ecken gespart wer-
den. 700 freiwillige Ar-
beiterInnen, die min-
destens 18 Jahre alt sind, 
werden gesucht und sol-
len für nicht mehr als ein 
T-Shirt und freien Ein-
tritt bei den Shows prekä-
re Arbeiten erledigen, für 
die sie mindestens zwei 
Wochen Zeit aufbringen 

müssen. Die Aufgaben, 
die sie verrichten sollen, 
reichen von der Betreu-
ung der TeilnehmerIn-
nen, über Arbeiten in Ho-
tels bis hin zu Arbeiten 
hinter der Bühne. Was 
auf den ersten Blick nicht 
schlimm aussieht und 
als „einzigartige Chan-
ce“ verkauft wird, ist in 
Wahrheit eine bodenlo-
se Frechheit. Die Stadt 
Wien, große Firmen, Ho-
tels, ModeratorInnen, 
ManagerInnen und die 
VeranstalterInnen kön-
nen sich getrost zurück-
lehnen und am Ende ab-
kassieren, während die 
meist jugendlichen Hel-
ferInnen schamlos für die 
eigentliche (Drecks)Ar-
beit ausgenutzt werden.

	 Kristina Ceculovic

„Volunteers“ gesucht

Willkommen in der Welt der 
modernen Sklaverei: Zwei 
Wochen Arbeit für ein T-Shirt.

Seit Anfang Dezember 
plant das Bildungsmi-
nisterium die Kürzung 
der Vorbereitungsstun-
den für die Matura von 
16 auf vier Stunden. Für 
viele SchülerInnen sind 
die Schularbeiten und 
Maturaaufgaben nach 
der Umstellung auf die 
Zentralmatura erheb-
lich schwerer geworden. 
Dass über 50  % bei ei-
ner Mathematikschular-
beit negativ sind, ist kei-
ne Seltenheit mehr. In 
diesem Zusammenhang 
wird die Kürzung der 
Vorb ereitu ngsstu nden 
nur umso dramatischer. 
Nach Protesten von 
SchülerInnen hat die Bil-
dungsministerin mit ei-
nem Kompromiss ein-
gelenkt. Dieser sieht ei-
ne Umstrukturierung 
der Zeit zwischen den 
Notenkonferenzen und 
der schriftlichen Matura 
vor. Das ist eine Verbes-
serung, aber eben auch 
nicht mehr als ein Kom-
promiss. 

Die Kürzung der Vorberei-
tungsstunden bleibt be-
stehen. Vor allem unter 
den Oberstufenschüle-
rInnen ist die Wut über 
die erneute Bildungskür-
zung groß. Viele von ih-
nen sind im letzten Jahr 
bereits gegen die Zent-
ralmatura und das neue 
LehrerInnendienstrecht 
auf die Straße gegangen.  

SchülerInnen am BRG in 
Salzburg organisierten 
deshalb am 23. Dezember 
eine Protestaktion vor 
ihrer Schule. Die SLP, die 
am BRG auch den Schul-
sprecher stellt, unter-
stützte die Protestaktion. 
Die Reaktionen auf die 
verteilten Flyer waren 
bei der Aktion durchwegs 
positiv. Auf der Basis des 
neu aufgeflammten Pro-
testes wird das Schüle-
rInnenkomitee, welches 
sich am BRG gebildet hat, 
weiter ausgebaut wer-
den. So kann in Zukunft 
noch effektiver Wider-
stand gegen Bildungsab-
bau organisiert werden. 

Am 16. Jänner veran-
staltete das SchülerIn-
nenkomitee am BRG ei-
ne Schulversammlung. 
SchülerInnen konnten 
dabei zu Wort kommen 
und darüber diskutie-
ren wie weiter gegen die 
Kürzung vorgegangen 
wird. Vom BRG ausge-
hend hat sich in den letz-
ten Wochen eine Salz-
burg-weite Plattform ge-
gen Bildungskürzungen 
aufgebaut. An etlichen 
weiteren Schulen entste-
hen nun demokratische 
Komiteestrukturen, die 
zusammen weiteren Wi-
derstand gegen die Kür-
zung der Vorbereitungs-
stunden organisieren.	 	
		  Stefan Reifberger

Das CWI ist mitten drin in einer neuen 
Phase von Klassenkämpfen

Baden, Grillen, Sonnen & Marx?
Das Alles gibt es vom 23.-
30. August beim Sommer-
camp der SLP am Turner-
see in Kärnten. Gemein-
sam mit einer Reihe in-
ternationaler Gäste aus 
unseren Schwesterorgan-
sationen werden wir uns 
eine Woche lang mit den 
Protesten und Bewegun-
gen in aller Welt, der Ge-
schichte der ArbeiterIn-
nenbewegung, dem Kampf 
gegen Sexismus und Ras-
sismus und marxistischer 
Theorie beschäftigen. Egal 
ob EinsteigerIn oder alter 

Hase des Klassenkampfs: 
Bei Schulung und Diskus-
sion ist für Alle was dabei! 
Neben dem politischen 
Programm bleibt aber 
auch Zeit für Erholung am 
See, im Wald oder am Berg. 
Auch Kinder sind herzlich 
willkommen.

Kosten für Unterkunft in fes-
ten Häusern, Essen und Semi-
nar: 150€ ohne Einkommen/ 
170€ mit Einkommen/ Preis für 
Kinder auf Anfrage.		
Verbindliche Anmeldung und 
weitere Infos bei till@slp.at

Stundenkürzung 
– Nein Danke!

SPÖ: Sexismus statt Inhalt

Wenn man Jugendlichen politisch nichts mehr zu 
bieten hat, bleiben nur Parties: Die SPÖ-Jugendkam-
pagne „RED“ bedient sich dazu übelster sexistischer 
Videos. Passt eigentlich eh zur Politik der SPÖ, da ihre 
Kürzungen im Sozial- und Gesundheitsbereich gerade 
Frauen treffen. Rot wird man dort höchstens vor Wut.

Fundstück des Monats
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Generalstreik 
gegen Generalangriff

Die neue belgische Regierung 
war kaum gebildet, schon 
formierte sich Widerstand 
gegen ihre Kürzungspolitik. 
Sie will umsetzen, was frü-
here rechte Regierungen be-
reits in den 1980ern versucht 
hatten. Es war klar, dass es 
zu einer Konfrontation mit 
den Gewerkschaften kom-
men würde. Aber sie woll-

ten sehen, wie weit sie ge-
hen können. Wenn diese 
Regierung fällt, ist es mög-
lich, dass eine neue große 
Koalition zu einem langsa-
meren Tempo der Angrif-
fe zurückkehrt – wie in den 
Jahren davor. Die Pläne der 
Regierung von Charles Mi-
chel sind so umfangreich, 
dass man sie kaum aufzäh-
len kann: Es sind große An-
griffe auf Bildung, Löhne, 
Pensionen und eine weitere 
Reform des Arbeitsmarkts, 
Kürzungen bei Gesundheit, 
Öffentlichem Dienst, Kin-
derbetreuung und Arbeits-
losengeld. Nach einer Peri-
ode mit relativ wenig Klas-
senkämpfen wurde so die 
ArbeiterInnenklasse brutal 
aufgeweckt. Das ist ein Vor-
geschmack, was auch „ru-
higeren“ Ländern wie Ös-
terreich mit fortschreiten-
der Krise bevorstehen kann.

Der Generalstreik am 15. 
Dezember war der Schluss- 
und Höhepunkt eines Ak-
tionsplans, der im Sep-
tember, kurz bevor die Re-
gierung gebildet wurde, 
gestartet wurde. Ein bun-
desweites Gewerkschafts-
treffen hatte am 23. Septem-
ber 7.000 Menschen mobili-
siert. Das war ein wichtiger 

Schritt um BetriebsrätIn-
nen und AktivistInnen zu-
sammenzubringen und sie 
auf den Kampf vorzube-
reiten. Die Regierung hat-
te sich noch nicht formiert, 
aber es war klar, was kom-
men würde. LSP/PSL (CWI 
in Belgien) hat mit dem Slo-
gan „Keine Thatcher in Bel-
gien!“ interveniert und die 
Notwendigkeit eines Akti-
onsplans betont. Die neue 
rechte Regierung hatte vor, 
wie Thatcher oder Reagan 
in eine offene Konfrontati-
on mit der ArbeiterInnen-
klasse zu gehen. Im Unter-
schied zu Thatcher hat die-
se Regierung die Attacken 
aber auf allen Fronten eröff-
net. Thatcher dagegen hatte 
die Angriffe vorbereitet und 
dann die Bergarbeiter kon-
frontiert, um ein Exempel zu 
statuieren. Nach der Regie-
rungsbildung sahen wir die 

größte Gewerkschaftsde-
monstration seit dem 31. Mai 
1986, als die damalige rechte 
Regierung fiel. Auf der De-
monstration vom 6. Novem-
ber waren ca. 150.000 Men-
schen. Es folgten regiona-
le Streiks am 24. November 
in Hainaut, der Region Lu-
xemburg, Antwerpen und 
Limburg und weitere Streiks 

am 1. Dezember in Lie-
ge, Namur, Ost- und West-
flandern. Am 8. Dezember 
fanden schließlich Streiks 
in Brüssel, Flämisch-Bra-
bant und Wallonisch-Bra-
bant statt. Diese regiona-
len Streiks halfen den Druck 
für den Generalstreik auf-
zubauen. LSP/PSL Mitglie-
der spielten eine aktive Rol-
le in der Mobilisierung und 
organisierten  in Form eines 
Schulstreiks die aktive Un-
terstützung der Bewegung 
durch Jugendliche.

Trotz einer massiven Pro-
pagandakampagne in den 
Medien gab es breite Soli-
darität für die Proteste und 
Forderungen. Umfragen 
zeigten, dass nur 20  % der 
Bevölkerung eine positi-
ve Meinung von der Regie-
rung haben, während 43 % 
sie negativ sehen. Die Kam-
pagne gegen den Streik hat 

nicht funktioniert. Die Be-
hauptung, dass der Streik 
ein Angriff auf eine demo-
kratisch gewählte Regie-
rung sei, hat nur klarge-
macht, dass wir zwei Demo-
kratien haben – ihre im Par-
lament und unsere auf der 
Straße. Zwischen mehreren 
hunderttausenden bis hin 
zu einer Million Menschen 
waren im Streik – bei einer 
berufstätigen Bevölkerung 
von 4,5 Millionen. Der öf-
fentliche Verkehr, Luft- und 
Schifffahrt kamen kom-
plett zum Erliegen. Alle Hä-
fen waren geschlossen. Vie-
le große Unternehmen wa-
ren zu oder nur im Mindest-
betrieb um die Sicherheit 
aufrechtzuerhalten. Viele 
Schulen waren leer. Zahl-
reiche Streikposten waren 
der Meinung, dass die Be-
wegung Potential hat, noch 
stärker zu werden. Versu-
che, entlang der Sprach-
grenze (Flämisch bzw. 
Französisch) oder zwischen 
den verschiedenen Gewerk-
schaften zu spalten, funk-
tionierten nicht. Der Druck 
von unten für einen zwei-
ten Aktionsplan ist groß. Die 
Streikenden sind geeint, die 
Regierung ist gespalten. Die 
Parteien in der Regierung 
beschuldigen ihre jeweili-
gen Koalitionspartner, für 
die Instabilität der Regie-
rung verantwortlich zu sein.

Im Moment haben die 
Gewerkschaften noch kei-

nen neuen Aktionsplan an-
gekündigt. Aber es ist klar, 
dass sie gezwungen sind, 
das zu tun. Jetzt müs-
sen konkrete Schritte ge-
setzt werden, um die Be-
wegung auszuweiten bzw. 
um sie davor zu bewahren, 
nur eine Serie von Protes-
ten zu werden. Es gilt einen 
ernsthaften Kampf vorzu-
bereiten, mit einer Eskala-
tionsstrategie. Ein weiteres 
Wachstum der Bewegung ist 
möglich. LSP/PSL stellt die 
Idee eines neuen Aktions-
plans auf der Basis des ersten 
nach vorne. Er sollte nicht 
nur die Regierung stürzen, 
sondern auch die Sparpo-
litik stoppen. Das stellt die 
Frage nach einer politischen 
Alternative, denn die Sozi-
aldemokratie lehnt die Kür-
zungen nicht grundsätzlich 
ab. CWI-Mitglieder interve-
nierten energisch in die Be-
wegung. Unsere Betriebsrä-
tInnen konnten ihre Veran-
kerung ausbauen, besonders 
wo Versammlungen in den 
Betrieben organisiert wor-
den waren. Gleichzeitig ha-
ben wir Initiativen gesetzt, 
um den Widerstand un-
ter Jugendlichen aufzubau-
en. Während der Bewegung 
haben wir nächste Schrit-
te vorgeschlagen, und be-
tont, dass eine sozialistische 
Alternative zur kapitalisti-
schen Sparrealität nötig ist.

	 Geert Cool, LSP/PSL
www.socialisme.be

Am 15. Dezember legte ein Generalstreik gegen 
das massive Kürzungsprogramm Belgien lahm.
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Zu Redaktionsschluss stand 
das Wahlergebnis noch 
nicht fest, aber sicher ist: 
Syriza wird künftig ei-
ne Schlüsselrolle spie-

len. So radikal wie getan 
wird ist Syriza aber nicht: 
Sie will nur einen Teil der 
Schulden nicht zurück-
zahlen und die brutalen 
Kürzungen nur abmil-
dern. Den Menschen wie-
der Luft zum Atmen zu 
geben sprengt aber un-
ter den aktuellen Bedin-
gungen bereits den Rah-
men des Kapitalismus. 
Die Banken, die sich an 
Griechenland bereichert 
haben, können und wol-
len auf die Rückzahlung 

nicht verzichten. EU, EZB 
und IWF werden alles 
tun, um die Bedienung 
der Schulden zu erzwin-
gen.

Schon um nur ihre Wahl-
versprechen zu halten, 
müsste Syriza bewusst mit 
dem Kapitalismus brechen; 
sie braucht ein sozialisti-
sches Programm. Keine 
Bezahlung der Schulden, 
die die normalen Menschen 
ohnehin nicht zu verant-
worten haben! Die „Markt-
wirtschaft“ hat die Men-
schen ins Elend gestürzt. 
Eine linke Regierung muss 
die großen Unternehmen 
übernehmen und sich an 
den Aufbau einer demo-

kratischen geplanten Wirt-
schaft machen, um das 
Chaos zu beenden. Mit so 
einem Programm könnten 
aus WählerInnen Unter-

stützerInnen auf der Straße 
und in den Betrieben wer-
den. Statt einer Wahlpartei 
braucht es eine Kampfpar-
tei, die Proteste bündeln 
und so erfolgreich machen 
kann. Das ist nötig, um den 
Angriffen standzuhalten! 
Das alles kann Startschuss 
für eine internationale Be-
wegung sein: Wenn von 
Griechenland eine inter-
nationale Lawine losgeht, 
kann die Krisenpolitik be-
siegt werden!		
		  Tilman M. Ruster

Aufstand gegen Kürzungsregime!

Nigeria: Angriff auf AktivistInnen

Griechenland: Die Troika lässt sich nicht abwählen,
sie muss auf der Straße besiegt werden!

Die Socialist Party (SP - CWI 
Australien) und die Be-
wohnerInnen eines Stadt-
teils in Melbourne konn-
ten ein Maut-Tunnelpro-
jekt verhindern. Der Tun-
nel sollte die westlichen 
Vororte mit dem östlichen 
Highway verbinden und 
6-8 Milliarden Dollar kos-
ten. Die SP machte von 
Anfang an klar, dass der 
Tunnel nur eine billige-
re Route für Transportun-
ternehmen wäre, das Ver-
kehrsproblem nicht lösen 
und zum Nachteil der Be-
völkerung sein würde. Un-
sere Warnungen erwiesen 
sich als richtig: Es wurden 
bereits mehrere MieterIn-
nen aus ihren Wohnungen 
vertrieben und man be-
gann schon vorher, ohne 
ihre Zustimmung, mit den 
Bauarbeiten.

Die SP begann 2008 mit 
Petitionen und Kundge-
bungen vor Ort. Im Juli 
2013 beschloss die Stadt-
regierung, Vorbereitungs-
arbeiten in die Wege zu lei-
ten. Die vielen gesammel-
ten Unterschriften zeigten 
aber die starke Stimmung 
gegen das Bauvorhaben. 
Nun begann die SP mit 
der Mobilisierung und lud 
Menschen ein, sich für die 
Teilnahme an friedlichen 
Blockadeaktionen ein-
zutragen. Parallel wurde 
ein „Kampagnen-Telefon“ 
eingerichtet.

Die Unterstützung war 
groß, und so begann die SP 

mit Straßenversammlun-
gen, in denen abgestimmt 
wurde, wie die Besetzun-
gen aussehen sollten. De-
mokratische Strukturen 
und Debatten waren Kern 
der gesamten Kampag-
ne. Dann kam es zu Men-
schenketten um die Bau-
stellen. Nach und nach 
wurden diese Aktionen 
immer populärer und bald 
nahmen Tausende teil. Das 
ganze fand nun seinen po-
litischen Ausdruck, als 
erstmals wichtige Treffen 
der Labour Party und Li-
beralen blockiert wurden, 
da diese Hauptbefürworter 
des Tunnels waren.

Die zwei SP-Stadträte waren 
Sprachrohr der Bewegung. 
Sie forderten die Auflösung 
der Bauverträge und da-
für massive Investitionen 
in Öffis und Fahrpreissen-
kungen. Auch nutzten sie 
ihre Positionen, um die Be-
wegung auf der Straße zu 
stärken. Medien und etab-
lierte Parteien hetzten ge-
gen die SP und die Protes-
te. Doch letztlich mussten 
sie klein beigeben und das 
Projekt stoppen. Die sozi-
aldemokratische Labour 
Party änderte ihre Positi-
on, die Grünen waren ge-
gen das Projekt, aber nicht 
Teil der Proteste. Verhin-
dert haben den Tunnel die 
SP und die BewohnerInnen 
in einer kämpferischen 
Kampagne.

	 Simon Stockhammer

Australien: Sieg 
gegen Mauttunnel

Am 30.11. wurden Aktivis-
tInnen der ERC (Kampa-
gne für Bildungsrechte) 
von AnhängerInnen der 
Regierung angegriffen. An 
der Obafemi-Awolowo-
Universität organisierten 
StudentInnen zuvor Pro-
teste gegen den Präsiden-
ten Jonathan, der dort mit 
seiner Partei eine Ver-
anstaltung abhielt. Die 
AktivistInnen, darun-
ter auch etliche Mitglie-
der des DSM (Demokra-
tische Sozialistische Be-
wegung – CWI in Nigeria), 

wollten damit auf die un-
demokratischen Struk-
turen an den Universitä-
ten aufmerksam machen. 
Sechs StudentInnen wur-
den als Reaktion darauf 
später von Jonathan-An-
hängerInnen mit Mache-
ten schwer verletzt, Po-
lizei und Unileitung ver-
tuschten die Angriffe. Die 
ERC ruft zu weiteren Pro-
testen und Aufklärung der 
Angriffe durch eine unab-
hängige, demokratisch 
gewählte Kommission auf.	
		  www.socialistnigeria.org

Sri Lanka: Sozialist bei Wahlen
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

Bei den Präsidentschafts-
wahlen in Sri Lanka am 8.1. 
verlor der amtierende Prä-
sident Mahinda Rajapas-
ka gegen einen früheren 
Mitstreiter. Das Ergebnis 
wird an der Ausrichtung 
der Regierungspolitik we-
nig ändern: Kürzungs-
politik, Korruption, An-
griffe auf ArbeiterInnen-
rechte, Repression und 
Diskriminierung gegen 
TamilInnen bzw. Musli-
me. Die Schwesterpartei 
der SLP stellte mit Siri-
tunga Jayasuriya einen so-

zialistischen Kandidaten. 
Siritunga war der einzi-
ge Kandidat, der den Ab-
zug der Truppen aus den 
Tamilengebieten und die 
volle Gleichberechtigung 
der tamilischen Bevölke-
rung forderte sowie für 
den Aufbau einer Massen-
arbeiterInnenpartei ein-
trat. Die 8,840 Stimmen 
sind eine gute Ausgangs-
situation für den Aufbau 
einer politischen Kampa-
gne gegen die kommenden 
Angriffe.						        	
		  www.lankasocialist.com

Medienhetze
In Irland steht die Regierung 
einer Massenbewegung ge-
gen die Wassersteuern ge-
genüber. Am 11.11. demons-
trierten 100.000, am 14.11. 
wurde der Wagen der stell-
vertretenden Premiermi-
nisterin in Jobstown/Dub-
lin von wütenden Einwoh-
nerInnen blockiert. Es folg-
ten Lügen und Medienhetze 
gegen die Bewegung und 
insbesondere gegen das 

„Bündnis gegen Kürzungen“ 
(AAA) und die Socialist Par-
ty (CWI in Irland).	 	
		  www.socialistparty.ie
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Die nationale Frage 
zwischen
Theorie und Praxis

Aufgrund der Krise des Ka-
pitalismus seit 2007/8 spitzt 
sich weltweite die sozia-
le Lage weiter zu. Unwille 
und Unfähigkeit der poli-
tischen und ökonomischen 
Eliten, diese im Interes-
se der Massen zu beenden, 
führte zu Protesten auf der 
Straße, Streiks, Hausbeset-
zungen und ähnlichen Wi-
derstandsformen. Auch die 
nationale Frage – die Forde-
rung nach mehr Autonomie 
oder auch Unabhängigkeit 
– hat in diversen Ländern 
als Ventil für die Unzufrie-
denheit an Bedeutung hin-
zugewonnen, bzw. wur-
de als solche wiederent-
deckt. In vielen Fällen war 
die nationale Frage immer 
eine zentrale, wie in Kur-
distan. In anderen Fällen 
bricht eine gelöst geglaub-
te nationale Frage als Fol-
ge der ökonomischen Kri-
se wieder auf. So in Schott-
land, wo das Recht auf na-
tionale Selbstbestimmung 
seit der Thatcher-Regie-
rung und ihrem Neolibe-
ralismus wieder an Bedeu-
tung gewann und nun im 
Referendum zur Unabhän-
gigkeit mündete. Für die 
ArbeiterInnenklasse stellt 
sie dort eine Ausdrucks-
form des Widerstands dar, 
mit der dem Wunsch nach 
einem Ausweg daraus Aus-
druck verliehen wurde. 

Die Schwesterpartei der 
SLP in Schottland, die So-
cialist Party Scotland (SPS), 
fordert ein unabhängiges 
sozialistisches Schottland 
und führte eine Kampagne 
rund um die sozialen, die 
Klasseninteressen durch. 
Zentral waren die Ableh-
nung jeglicher Sozialkür-
zungen und die Forde-
rung nach Übernahme der 
Reichtümer Schottlands 
durch die Öffentlichkeit, 
mit demokratischer Kont-
rolle und Verwaltung durch 
die ArbeiterInnenklasse. 
Diese Positionen wurden in 
Massenkundgebungen ver-
breitet und führten auch 
zu einem starkem Wachs-
tum der SPS. Die „richtige 
Position“ der SPS bestand 
dabei sowohl in der Vertei-
digung des Selbstbestim-
mungsrechte für eine jede 
sich selbst als Volksgrup-
pe sehende Gemeinschaft, 
als auch auf der essentiellen 
Verbindung der nationa-
len mit der sozialen Frage. 
Denn eine reine Konzen-
tration auf den nationalen 
Aspekt führt in eine Sack-
gasse: Nur weil sich eine 
Nation konstituiert, bedeu-
tet es nicht, dass Klassen-
gegensätze überwunden 
werden. Sollte also Schott-
land sich von Großbritan-
nien trennen, würde das 
für die ArbeiterInnenklas-

se noch keine Zukunft oh-
ne Ausbeutung heißen. Nur 
die Kombination von Lö-
sung der nationalen Frage 
und Überwindung des Ka-
pitalismus können zu ei-
ner tatsächlichen Perspek-
tive für die unterdrückten 
Klassen werden.

Gut ersichtlich war diese 
Problematik in den Län-
dern des ehemaligen Ju-
goslawien. Formal war Ju-
goslawien ein „sozialisti-
scher“ Republikenbund, 
der zwei Alphabete, drei 
Religionen, vier Sprachen, 
fünf Nationalitäten in 
sechs Ländern mit sieben 
Nachbarn und acht Min-
derheiten zusammenhal-
ten sollte. Real fehlte echte 
ArbeiterInnendemokratie, 
die soziale Frage war nicht 
gelöst, und damit auch 
die nationale nicht, da die 
Verteilung der knappen 
Ressourcen diese wieder 
anheizte. Und mit der Zu-
spitzung der sozialen Pro-
bleme ab den 1980er Jah-
ren brach die nationale 
Frage unter dem erhöh-
ten sozialen Druck wie-
der auf, führte zum Zerfall 
Jugoslawiens und blutigen 
Kriegen. Die stalinistische 
Etappentheorie (zuerst 
national, dann sozial), der 
auch der Titoismus folgte, 
führte somit letztlich auch 

zum späteren reaktionär-
nationalistischen Back-
lash in den einzelnen Teil-
republiken.

MarxistInnen ste-
hen grundsätzlich für das 
Selbstbestimmungsrecht 
aller Völker. Doch eine Lö-
sung der konkreten Fälle 
kann nicht in einem bloßen 
Zitieren aus historischen 
Schriften gefunden wer-
den. Die theoretische Ba-
sis ist dort gelegt, doch an 
aktuelle Herausforderun-
gen muss dynamisch he-
rangegangen werden. Zur 
Illustration hervorragend 
geeignet: Die Israel/Paläs-
tina-Frage. Teile der „Lin-
ken“ ziehen Trotzki-Texte 
von vor der Gründung Is-
raels als Argumentations-
grundlage heran. Trotzki 
lehnte eine solche Grün-
dung ab, erklärte, dass da-
mit kein sicherer Hafen für 
JüdInnen zu schaffen wä-
re. Doch seither sind Jahr-
zehnte vergangen. Isra-
el existiert, hat eine eigene 
Bourgeoisie und Proleta-
riat entwickelt, es ist da-
mit umzugehen wie mit 
anderen bürgerlichen und 
imperialistischen Staaten 
auch. Holocaust/Shoa ei-
nerseits und die Vertrei-
bung und Unterdrückung 
der PalästinenserInnen an-
dererseits haben die Situa-
tion weiter verkompliziert.

Auf kapitalistischer Grund-
lage kann gerade diese 
nationale Frage nicht ge-
löst werden. Die gemein-
samen sozialen Anliegen 
der israelischen und pa-
lästinensischen Arbei-
terInnenklasse müssen 
ebenso ein Ansatzpunkt 
sein, wie die jeweils be-
rechtigten Wünsche nach 
Sicherheit, Frieden und 
eigenem Land. Um diesen 
gordischen Knoten zu lö-
sen, liegt die Lösung nicht 
in einem starrem Über-
stülpen von Texten, die 
in einer anderen Situati-
on geschrieben wurden, 
sondern in der Anwen-
dung des Instruments des 
dialektischen Materialis-
mus. Ein sozialistisches 
Israel und ein sozialis-
tisches Palästina als Teil 
einer sozialistischen Fö-
deration im Nahen Osten 
verbinden nationale wie 
soziale Bedürfnisse. Na-
tionalismus ist nicht pro-
gressiv, wenn er Instru-
ment einer herrschen-
den Klasse zur Unterdrü-
ckung Anderer ist. Nur 
die ArbeiterInnenklasse 
kann in einem vereinig-
tem Kampf für eine sozi-
alistische Gesellschaft die 
nationale Unterdrückung 
und Spaltung auf Dauer 
lösen und überwinden.    		                                           	
		  Clemens Wiesinger

Im Zuge sozialer Spannungen gewinnt die nationale
Frage wieder an Bedeutung: Ein Test für Linke!
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Im Dezember 2014 be-
schlossen bei einem Tref-
fen des Komitees für eine 
ArbeiterInneninternatio-
nale (KAI/CWI) Sozialis-
tInnen aus 35 Ländern und 
allen Kontinenten ein Do-
kument über die interna-
tionale Entwicklung und 
Perspektiven. Behandelt 
werden die wirtschaftliche 
wie die politische Entwick-
lung. Analysiert werden 
Krisenherde, ihre Ursachen 

und die Verantwortung des 
Imperialismus dabei. Doch 
im Fokus steht, worüber 
die bürgerlichen Medien 
nicht schreiben: dass näm-
lich der Widerstand gegen 
die Ungerechtigkeiten des 
Kapitalismus, gegen Kri-
sen und Kriege überall zu-
nehmen und dass nicht nur 
die Wirtschaft, sondern v.a. 
auch das politische Sys-
tem des Kapitalismus in der 
Krise ist.

56 Seiten A5, 
um 4,5 € inkl. Porto
Konto, IBAN: 
AT25600000000 8812733

Aus der SLP

NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Freitag, 1800 Uhr 
im ‘Wiener Café’ 
Esplanade Gmunden

GRAZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Donnerstag, 1800 Uhr  
in der  ‘Pizzeria Contra Punto’ 
8020, Kosakengasse 9

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1900 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
(Nähe Mirabellplatz)

NIEDEROST. & TIROL

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

WIEN

SLP Wien-West 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
Buchhandlung ‘Libreria Utopia’ 
15., Preysinggasse 26-28 
(Nähe U3 Schweglerstraße) 

SLP Brigittenau-West 
jeweils Donnerstag, 1830 Uhr 
in der ‘Bäckerei Sesam’ 
20., Wallensteinstr. / Treustraße 
(Nähe U4 Friedensbrücke)

SLP Brigittenau-Ost  
jeweils Dienstag, 1930 Uhr 
in der  ‘Pizzeria Delfino’ 
20., Engerthstraße 92 
(Nähe U6 Handelskai)

 
Zahlreiche 
Termine und  
Veranstaltungshinweise  
auf www.slp.at

Kein SLP-Treffen in der Nähe?� 
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

Arbeitszeitverkürzung 
und kostenlose gute Frei-
zeiteinrichtungen – da-
mit Ferien auch Ferien 
bleiben.

Eltern, insbesondere Al-
leinerzieherInnen, ste-
hen immer wieder vor 

dem „Ferienproblem“. Die 
Kinder haben mehr Ferien 
als die Eltern Urlaub neh-
men können. Was also tun 
mit den Kindern? Wer es 
sich leisten kann, setzt auf 
teure Camps und Kurse. 
Sonst bleiben nur mühsa-
me Absprachen mit ande-
ren Eltern und Großeltern, 
Kinder, die mit in die Ar-
beit genommen werden 
oder im schlimmsten Fall 
unbetreute Kinder. Doch 

es geht auch anders! Freie 
Zeit ist wichtig, für Kinder 
und Eltern. Der Mensch ist 
keine Lern- und Arbeits-
maschine, er braucht Zeit 
für Erholung und soziales 
Leben. Statt also darüber 
nachzudenken, LehrerIn-

nen in den Ferien weiter-
arbeiten zu lassen oder die 
Ferien zu verkürzen und 
so den Stress von Kin-
dern weiter zu erhöhen, 
muss auch die Arbeits-
zeit der Eltern verkürzt 
werden. So könnten Pro-
bleme wie Arbeitslosig-
keit oder Stress angegan-
gen werden. Kinder be-
nötigen vor allem Kinder 
zum Spielen. Kinderbe-
treuung wird heute immer 

stärker als Ausbildungs-
platz gesehen. Das passt 
in das neoliberale Welt-
bild, wo Kinder vor allem 
als künftige Arbeitskräfte 
gesehen werden, die sich 
in Konkurrenz behaup-
ten müssen. Mit kindli-
cher Entwicklung hat das 
allerdings wenig zu tun. 
Sie brauchen Raum zum 
Leben und Spielen. An-
gebote, die Neugier we-
cken und keinen Zwang, 
Neues kennen zu ler-
nen. Das ist die Aufgabe 
von guter Kinderbetreu-
ung, die von der öffentli-
chen Hand das ganze Jahr 
über zur Verfügung ge-
stellt werden muss. Und 
nicht durch prekär ange-
stellte und mies bezahl-
te Beschäftigte, sondern 
durch Menschen mit der 
entsprechenden pädago-
gischen Ausbildung, Be-
zahlung und gesellschaft-
licher Wertschätzung.

SLP-Programm genau erklärt:

Der Mensch ist keine
Lern- & Arbeitsmaschine

Die Entscheidung, poli-
tisch aktiv zu werden, traf 
ich im ersten Drittel 2013. 
Salzburg stand kurz vor 
den Landtagswahlen, vie-
le der Wände waren ge-
schmückt mit Wahlplaka-
ten und es wurde von den 
vielen Wahlmöglichkeiten 
geschwärmt. Doch was tut 
man, wenn einen all diese 
Möglichkeiten in keinster 
Weise ansprechen? 

Wieso ich dann 
schließlich zur SLP ging, 
ist leicht beantwor-

tet. Einerseits kamen 
die unzähligen bürger-
lichen Parteien für mich 
nicht in Frage. Anderer-
seits stimm(t)e ich mit 
den Zielen der SLP über-
ein, auch deshalb traf ich 
auf Demonstrationen, die 
mir selbst wichtig wa-
ren, des öfteren Mitglie-
der der SLP.

Eine dieser Demonstra-
tionen, die mich dem Bei-
tritt der SLP näher brach-
ten, fand im Juni in Wien 
statt. Während die Pri-

de durch die Straßen zog, 
sammelten sich beim Ste-
phansdom fundamenta-
listische ChristInnen und 
versuchten darüber „auf-
zuklären“, wie verderb-
lich Homosexualität sei. 
Doch einige stellten sich 
dagegen auf die Straße. 
Darunter auch AktivistIn-
nen der SLP, die sich nicht 
(wie andere) damit zufrie-
den gaben Hanfstecklinge 
zu verteilen.

Valentin Spilka, 
	 18,Schüler in Salzburg

Aktiv werden! Mitglied werden!

Weltperspektiven: Wieder-
erwachender Klassenkampf 
als Vorbote der Zukunft...

Andere über uns

Jetzt abonnieren: www.slp.at
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seit September 2011:

Neues, handliches Format

Neues, modernes Design

Mehr Berichte & Analysen 
aus sozialistischer Sicht

Jahres-Abo (10 Ausgaben)
€ 24,– Normal-Abo 
€ 14,– Sozial-Abo für Menschen ohne eigenem Einkommen 
ab € 7.-/Monat: Alles Inklusive Abo (alle Publikationen der SLP) 

Die SLP greift jede Möglichkeit zum Aufbau einer neu-
en ArbeiterInnenpartei auf. Vor dem Hintergrund der 
kommenden Wien-Wahlen nahmen wir am Forum Wi-
enwahl am 14.12. teil, „Wir wollen es anders“ berichte-
te. Wir beteiligen uns solidarisch daran, machen aber 
gleichzeitig klar: Notwendig sind ein sozialistisches 
Programm gegen Sozialabbau und Rassismus und ein 
aktiver Wahlkampf, der Teil von Bewegungen ist.

Abo-Zahlungen & Spenden: PSK (BLZ 60 000) Kto-Nr. 8812.733



FF Schluss mit Arbeitslosigkeit�, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.200 Euro netto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
FF Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen aus unseren Steuern für 
Banken & Konzerne wollen wir ein öffentli-
ches Investitionsprogramm bei Gesundheit, 
Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr. 
FF Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Pflegebedürf-
tigen durch bezahlte Fachkräfte. Schluss 
mit Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
FFWir mobilisieren gegen die Angriffe der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in allen Bundesländern. 
FF Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

FF Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Ausreichend Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
FF Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
FFVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
FF Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt auf 
Überwachungsstaat und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. Keine Kooperation 
& kein Beitritt zu einem Militärbündnis.
FF Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
FF Faschistische und rechtsextreme Organi-
sation wie BFJ, NVP & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
FF SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen. 
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 

sondern wir brauchen eine neue starke, 
kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben. 
FF Hunger, Krieg, Armut & Verschuldung 
sind die Folge imperialistischer, neoko-
lonialer Politik. Für internationale 
Solidarität & Zusammenarbeit der 
ArbeiterInnenbewegung.
FF Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öffentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten und der Gesellschaft.
FF Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung 
und Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand 
durch eine demokratisch geplante 
Wirtschaft, die von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht von Aktien-
kursen & Profiten bestimmt wird.
FF 	Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.
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Seit den verabscheu-
ungswürdigen Anschlä-
gen von Paris nehmen 
Rassismus und Überwa-
chungspläne zu. Le Pen 
(Front National) fordert 
ein Referendum über 
die Wiedereinführung 
der Todesstrafe. Die FPÖ 
stellt sich an die Seite der 
Hetzer von Pegida. Der 
Grazer Bürgermeister 
Nagl (ÖVP) fordert, dass 
die Religion am Melde-
zettel steht. Europaweit 
nehmen die Angriffe auf 
Moscheen und Moslems 
zu. Viel größer als die 
Gefahr von Terroratten-
taten ist aktuell die Ge-
fahr von Pogromen ge-
gen Moslems. Rechtsext-

reme wie von Pegida oder 
den Identitären bereiten 
diese mit ihren Hetzver-
anstaltungen gegen „den 
Islam“ vor.

Und: Diese Stimmung 
wird letzten Endes auch 
dazu genutzt, um demo-
kratische Grundrech-
te abzubauen. Kurz nach 
den Anschlägen wurde 
die Polizeipräsenz „im 
öffentlichen Raum“ mas-
siv verstärkt. Obwohl 
angeblich kein Geld da 
ist, werden Millionen in 
Aufrüstung und Über-
wachung gepumpt. Auch 
die Vorratsdatenspei-
cherung ist wieder im 
Gespräch.

Millionen Menschen un-
terschiedlicher Herkunft 
gehen gemeinsam gegen 
den Terror auf die Stra-
ße. Und sie protestieren 
gegen Rassismus, der al-
le Moslems als potenti-
elle Terroristen abstem-
pelt. Es ist die Aufga-
be der Gewerkschaften, 
diese Stimmung aufzu-
greifen. Nicht in einem 

„Nationalen Schulter-
schluss“ mit den Regie-
rungen. Sondern indem 
sie die Proteste gegen die 
Kürzungspolitik und den 
Rassismus der Regierung 
richten, die ja erst die 
Grundlage für den Terror 
legen!	 		   	
		   Moritz Erkl

Nein zu Rassismus & Überwachung!

SLP in Salzburg gegen den 12-Stunden-Tag

Mikl-Leitner, Kurz & Co. wollen Millionen für Überwachung 
und Aufrüstung ausgeben.


